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BEGRÜNDUNG 

1. HINTERGRUND 

In der Mitteilung der Kommission zum Binnenmarkt für das Europa des 21. Jahrhunderts1 
wird die Notwendigkeit einer kontinuierlichen Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Unternehmen im Binnenmarkt hervorgehoben.  

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) machen in der Europäischen Union mehr als 99 % 
der Unternehmen aus, aber lediglich 8 % treiben grenzübergreifend Handel und 5 % verfügen 
über Tochtergesellschaften oder Gemeinschaftsunternehmen im Ausland. Während es in den 
letzten Jahren einfacher geworden ist, europaweit Unternehmen zu errichten, muss noch mehr 
getan werden, um den Zugang der KMU zum Binnenmarkt zu verbessern, ihr Wachstum zu 
erleichtern und ihr Geschäftspotenzial zu entfalten.  

Das Statut der Europäischen Privatgesellschaft („Societas Privata Europaea“, nachstehend 
„SPE“) ist Bestandteil eines Maßnahmenpakets zur Unterstützung der KMU, des sogenannten 
„Small Business Act" für Europa (SBA). Ziel des SBA ist es, die Geschäftstätigkeit der KMU 
im Binnenmarkt zu erleichtern und folglich ihre Marktleistung zu verbessern. Die SPE ist eine 
der prioritären Initiativen des Arbeitsprogramms der Kommission für 20082. 

2. ZIELE DES VORSCHLAGS 

Mit der Initiative wird eine neue europäische Rechtsform geschaffen, die die 
Wettbewerbsfähigkeit der KMU durch Erleichterung ihrer Niederlassung und Tätigkeit im 
Binnenmarkt erhöhen soll. Gleichzeitig hat das Statut das Potenzial, auch größeren 
Unternehmen und Gruppen zu Gute zu kommen. 

Der Vorschlag für ein Statut der SPE ist auf die spezifischen Bedürfnisse von KMU 
zugeschnitten. Er gestattet den Unternehmern, in allen Mitgliedstaaten gemäß den gleichen 
einfachen und flexiblen Gesellschaftsrechtsvorschriften eine SPE zu gründen.  

Der Vorschlag zielt auf eine Senkung der Kosten für die Einhaltung von Vorschriften für die 
Gründung und den Betrieb von Unternehmen ab, die sich aus den Unterschieden zwischen 
den nationalen Vorschriften für die Gründung und den Betrieb von Unternehmen ergeben.  

Der Vorschlag geht nicht auf Fragen im Zusammenhang mit dem Arbeits- oder dem 
Steuerrecht, der Rechnungslegung oder der Insolvenz der SPE ein. Auch behandelt er nicht 
die vertraglichen Rechte und Verpflichtungen der SPE oder ihrer Anteilseigner, die über 
diejenigen hinaus gehen, die sich aus der Satzung der SPE ergeben. Diese Punkte unterliegen 
weiterhin dem nationalen Recht und gegebenenfalls den vorhandenen 
Gemeinschaftsinstrumenten. 

                                                 
1 Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: „Ein Binnenmarkt für das Europa des 
21. Jahrhunderts“ – KOM (2007) 724 vom 20.11.2007. 

2 Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: „Legislativ- und Arbeitsprogramm der Kommission 
für 2008“ - KOM(2007) 640. 
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Die Wahl der SPE als eine Rechtsform zur Ausübung von Tätigkeiten in der EU sollte aus 
steuerlicher Sicht neutral sein. Deshalb ist es wichtig sicherzustellen, dass die SPE eine 
ähnliche Steuerbehandlung wie vergleichbare nationale Rechtsformen erhält. Zu diesem 
Zweck gedenkt die Europäische Kommission, im Herbst 2008 Gespräche mit den 
Mitgliedstaaten aufzunehmen, um den Anwendungsbereich der folgenden Richtlinien auf die 
SPE auszudehnen: Richtlinie über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und 
Tochtergesellschaften (90/435/EWG)3, Fusionsrichtlinie (90/434/EWG)4 und Zinsen- und 
Lizenzgebührenrichtlinie (2003/49/EG)5. Ziel der Kommission ist es sicherzustellen, dass 
diese Maßnahmen umgesetzt sind und den SPEs von Beginn ihrer Tätigkeit an zu Gute 
kommen. 

3. RECHTSGRUNDLAGE 

Der Vorschlag stützt sich auf Artikel 308 EG-Vertrag. Diese Bestimmung schafft die 
Rechtsgrundlage für EU-Maßnahmen, mit denen eines der Ziele der Gemeinschaft erreicht 
werden soll, ohne dass im EG-Vertrag eine spezifische Rechtsgrundlage vorgesehen ist. 
Artikel 308 ist die Rechtsgrundlage für die bereits bestehenden Formen europäischer 
Gesellschaften, und zwar die Europäische Gesellschaft, die Europäische wirtschaftliche 
Interessenvereinigung (EWIV) und die Europäische Genossenschaft. 

4. SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄßIGKEIT 

Mit dem Vorschlag soll der Binnenmarkt den KMU zugänglicher gemacht werden, indem 
ihnen ein Instrument an die Hand gegeben wird, das die Ausweitung ihrer Tätigkeiten auf 
andere Mitgliedstaaten erleichtert. Dennoch knüpft der Vorschlag die Gründung einer SPE 
nicht an eine grenzübergreifende Anforderung (z.B. Anteilseigner aus verschiedenen 
Mitgliedstaaten oder Nachweis einer grenzübergreifenden Tätigkeit). In der Praxis gründen 
Unternehmer ihr Unternehmen in der Regel im eigenen Mitgliedstaat, bevor sie in anderen 
Ländern tätig werden. Eine grenzübergreifende Anforderung in der Startphase würde folglich 
das Potenzial des Instruments mindern. Eine grenzübergreifende Anforderung könnte zudem 
leicht umgangen werden und ihre Kontrolle und rechtliche Durchsetzung könnte die 
Mitgliedstaaten ungebührlich belasten.  

Deshalb besteht auf EU-Ebene Handlungsbedarf, um es den KMU zu ermöglichen, in der 
gesamten EU die gleiche Gesellschaftsform zu verwenden. Die Mitgliedstaaten können dieses 
Ziel einzeln nicht voll verwirklichen. Selbst wenn sich alle Mitgliedstaaten dazu verpflichten 
würden, ihre Rechtsvorschriften für Unternehmen unternehmerfreundlicher zu gestalten, 
würden die KMU immer noch mit 27 unterschiedlichen nationalen Regelungen konfrontiert 
sein. 

                                                 
3 Richtlinie 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- 

und Tochtergesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten, ABl. L 225 vom 22.9.1990, S.6. 
4 Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, 

Spaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die 
Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, ABl. L 225 vom 20.8.1990, S. 1. 

5 Richtlinie 2003/49/EG des Rates vom 3. Juni 2003 über eine gemeinsame Steuerregelung für 
Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener 
Mitgliedstaaten, ABl. L 157 vom 26. 6. 2003, S. 49. 
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Indem den KMU eine Gesellschaftsform angeboten wird, die einheitlich, rechtlich sicher und 
auch noch flexibel ist, würde die SPE das effizienteste und angemessenste Mittel zur 
Erreichung dieses Ziels sein. Eine Alternative zur Erreichung desselben Ziels würde in der 
Harmonisierung zumindest der Kernbestimmungen der nationalen 
Gesellschaftsrechtsvorschriften für Gesellschaften mit beschränkter Haftung bestehen. Dies 
würde eine beträchtliche und wahrscheinlich unangemessene Einmischung in das nationale 
Recht der Mitgliedstaaten darstellen. Im Gegensatz zur Harmonisierung lässt der vorliegende 
Vorschlag das nationale Recht weitgehend unberührt. Er bietet den KMU eine alternative 
Form, die parallel zu den nationalen Gesellschaftsformen existieren würde.  

Die Schaffung einer neuen europäischen Rechtsform erfordert ein Rechtsinstrument, das 
unmittelbar anwendbar ist, d.h. eine Verordnung. Weder eine Empfehlung noch eine 
Richtlinie würden zu einer einheitlichen Regelung führen, die in allen Mitgliedstaaten 
anwendbar ist.  

5. ANHÖRUNG INTERESSIERTER KREISE 

Das Statut der Europäischen Privatgesellschaft wurde ursprünglich Anfang der 90er Jahre von 
der Geschäftswelt und den akademischen Kreisen entwickelt und gewann im Laufe der Zeit 
die Unterstützung der Industrieverbände und des Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschusses6. Es zählte auch zu den möglichen Maßnahmen des Aktionsplans zur 
Modernisierung des Gesellschaftsrechts und Verbesserung der Corporate Governance in der 
Europäischen Union für die Jahre 2003-20097. Die öffentliche Anhörung im Jahr 2006 zu den 
künftigen Prioritäten der Kommission in den zuvor genannten Bereichen bekräftigte diese 
Unterstützung8. 

Im Juni 2006 hielt der Rechtsausschuss des Europäischen Parlaments eine öffentliche 
Anhörung zur SPE ab und verfasste einen Initiativbericht sowie eine Entschließung, in denen 
die Europäische Kommission aufgerufen wurde, vor Ende 2007 einen Vorschlag für eine SPE 
vorzulegen9. In einer Entschließung vom 25. Oktober 200710 bekräftigte das Parlament erneut 
seine Unterstützung und klare Verpflichtung im Hinblick auf die Initiative. Angesichts des 
starken Interesses des Parlaments an diesem Vorschlag sollte es von Anfang an eng in die 
Arbeiten zur SPE einbezogen werden. 

Im Juli 2007 lancierte die Generaldirektion Binnenmarkt und Dienstleistungen eine 
spezifische öffentliche Anhörung zur SPE. Mittels der Testgruppe europäischer 
Unternehmen11 wurde überdies bei Unternehmen in den 27 Mitgliedstaaten eine Erhebung 
durchgeführt. 

                                                 
6 Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema "Ein europäisches Rechtsstatut für 

KMU", ABl. C 125 vom 27.5.2002, S. 19. 
7 KOM(2003) 284. 
8 http://ec.europa.eu/internal_market/company/consultation/index_en.htm 
9 Bericht des Europäischen Parlaments mit Empfehlungen an die Kommission zum Statut der 

Europäischen Privatgesellschaft (2006/2013(INI)), A6-0434/2006 endg. 
10 Entschließung des Europäischen Parlaments zur 14. Gesellschaftsrechtsrichtlinie und zur Europäischen 

Privatgesellschaft (B6-0399/07). 
11 Anhörung: http://ec.europa.eu/internal_market/company/epc/index_en.htm  

EBTP: http://ec.europa.eu/yourvoice/ebtp/consultations/2007_en.htm  
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Am 10. März 2008 hielt die Kommission eine Konferenz zur SPE ab. 

Der Sachverständigenausschuss der Europäischen Kommission zur Corporate Governance 
und zum Gesellschaftsrecht12 legte Informationen in Bezug auf die Folgenabschätzung vor 
und gab Empfehlungen zum Inhalt des SPE-Statuts ab. Diese Gruppe arbeitet auch an der 
Abfassung von Beispielen für die Bestimmungen der Satzung einer SPE, die das Verständnis 
des Statutsentwurfs erleichtern soll. 

6. FOLGENABSCHÄTZUNG 
Neuere Erhebungen13 und öffentliche Konsultationen zeigen, dass KMU trotz ihres großen 
Potenzials vor rechtlichen und administrativen Hindernissen stehen, die ihre Entwicklung im 
Binnenmarkt behindern. Auch wenn alle Unternehmen, die grenzübergreifend tätig werden 
wollen, auf Rechts- und Verwaltungshindernisse stoßen, sind diese für kleine Unternehmen 
proportional größer, da sie finanziell und personell schlechter ausgestattet sind.  

Die Schwierigkeiten, auf die Unternehmen infolge der Vielfalt von Unternehmensformen 
stoßen, bestehen vor allem in den Kosten für die Einhaltung von Vorschriften für die 
Gründung eines Unternehmens (z.B. eine obligatorische Mindesteigenkapitalanforderung, 
Registrierungs- und Notargebühren, Kosten für Rechtsberatung) und in den Schwierigkeiten 
und den Kosten für die Einhaltung von Vorschriften für den Betrieb eines Unternehmens, die 
den Tagesbetrieb ausländischer Tochtergesellschaften kostenaufwendiger gestalten als den 
inländischer Tochtergesellschaften.  

Die grenzübergreifende Entwicklung von KMU wird auch durch das mangelnde Vertrauen in 
bestimmte ausländische Gesellschaftsformen in anderen Mitgliedstaaten behindert. Dieses 
Problem besteht vor allem in Bezug auf die weniger bekannten Gesellschaftsformen.  

In der Folgenabschätzung werden vier grundlegende politische Optionen geprüft:  

– Verzicht auf Maßnahmen und Rückgriff auf die bestehenden Rechtsvorschriften und 
die ständige Rechtsprechung: Trotz der Bemühungen, die Unternehmensgründung in 
der EU rascher und einfacher zu gestalten, sind die KMU immer noch mit 27 
unterschiedlichen Gesellschaftsrechtregelungen konfrontiert. 

– Versuch der Harmonisierung der Gesellschaftsrechtsvorschriften in den 
Mitgliedstaaten: Um die Kosten für die Unternehmensgründung und die Tätigkeit 
von Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten erheblich zu senken, wäre ein hoher 
Grad an Harmonisierung der nationalen Regelungen erforderlich. Die wesentlichen 
Änderungen der nationalen Rechtsvorschriften, die eine Folge dieses Ansatzes 
wären, wären jedoch dem Ziel des Vorschlags nicht unbedingt angemessen.  

– Verbesserung des Statuts der Europäischen Gesellschaft (SE) und Anpassung an die 
Bedürfnisse der KMU: Ein Zugang der KMU zum Statut der SE würde erhebliche 
Änderungen erforderlich machen. Diese Option würde eine sorgfältige Neufassung 

                                                 
12 http://ec.europa.eu/internal_market/company/advisory/index_en.htm 
13 Erhebung der Europäischen Überwachungsstelle für kleine und mittlere Unternehmen (Flash EB 

Nr. 196) unter Federführung der „Gallup Organisation“ Ungarn auf Anfrage der GD Unternehmen und 
Industrie, Erhebung vorgelegt auf dem KMU-Aktionstag von Business Europe am 21. November 2007. 
http://www.businesseurope.eu/Content/Default.asp?PageId=496 
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und Neuaushandlung der SE-Verordnung vor ihrer Bewertung im Jahr 2008/2009 
notwendig machen.  

– Vorschlag eines SPE-Statuts für KMU: Die Schaffung einer neuen europäischen 
Rechtsform für KMU löst die zuvor genannten Probleme am Besten, indem eine 
Gesellschaftsform geschaffen wird, die einheitliche Regeln für die Gründung in der 
gesamten EU festlegt, den internen Aufbau flexibel gestaltet und somit Kosten 
einspart. Den KMU würde auch ein europäisches Gütezeichen verliehen, was die 
grenzübergreifende Tätigkeit erleichtern dürfte.  

7. ERLÄUTERUNG DES VORSCHLAGS 

Kapitel I: Allgemeine Bestimmungen 

In den allgemeinen Bestimmungen werden die Hauptmerkmale der SPE festgelegt. Die SPE 
ist eine Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit und sie verfügt über Gesellschaftskapital. Es 
handelt es sich um eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, d.h. ihre Anteilseigner können 
nur für den von ihnen gezeichneten Betrag haftbar gemacht werden. Da es sich bei der SPE 
um eine Privatgesellschaft handelt, können die Anteile an einer SPE weder öffentlich 
angeboten noch öffentlich gehandelt werden.  

Für die Gründung einer SPE besteht keine Beschränkung. Sie kann gemäß Artikel 48 EG-
Vertrag von einem oder mehreren Gründern, natürlichen Personen und/ oder Unternehmen 
gegründet werden. Darüber hinaus können sich auch eine Europäische Gesellschaft (SE), eine 
Europäische Genossenschaft, eine Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV) 
oder eine andere SPE an der Gründung einer SPE beteiligen.  

Hinsichtlich des Anwendungsbereichs des Statuts und seiner Verbindung zum nationalen 
Recht sieht die Verordnung Folgendes vor:  

(1) Eine SPE wird in erster Linie durch die direkt anwendbaren obligatorischen 
Bestimmungen der Verordnung reguliert. Diese Regeln erleichtern die 
Gründung der SPE und gewährleisten die erforderliche Einheitlichkeit der 
SPE in der EU.  

(2) Der Verordnung zufolge sind eine Reihe von Punkten, insbesondere der 
interne Aufbau der SPE durch die Satzung zu regeln (Anhang I). Zur 
Gewährleistung der Flexibilität steht es den Anteilseignern frei, wie sie diese 
Punkte regeln, sofern lediglich die Bestimmungen dieser Verordnung 
eingehalten werden.  

(3) Für Punkte, die unter das SPE-Statut fallen, ist das nationale 
Gesellschaftsrecht lediglich in den durch die Verordnung spezifizierten Fällen 
relevant. Die Bestimmungen, die gemäß Anhang I in die Satzung 
aufzunehmen sind oder aufgenommen werden können, unterliegen nicht dem 
nationalen Recht. 

Die Bestimmungen der Verordnung und die Liste der in Anhang I genannten Punkte, die von 
der Satzung abzudecken sind, definieren den Anwendungsbereich der EU-Vorschriften. Der 
Vorschlag enthält keine Standardbestimmungen, die für den Fall der Nichtabdeckung der in 
Anhang I genannten Punkte durch die Satzung Anwendung finden würden. Dennoch sind im 
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nationalen Recht die Sanktionen für eine solche Unterlassung oder einen sonstigen Verstoß 
gegen die Verordnung vorzusehen. 

Das nationale Recht regelt all die Fragen, die nicht von der Verordnung oder der Satzung der 
SPE im Sinne von Anhang I abgedeckt sind. Dies ist z.B. bei nicht in Anhang I genannten 
Punkten oder in Bereichen der Fall, die außerhalb des Gesellschaftsrechts liegen (wie Arbeits-
, Insolvenz- oder Steuerrecht). Das jeweils anwendbare Recht ist das Recht des Mitgliedstaats, 
in dem die SPE ihren eingetragenen Sitz hat und das auf Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung Anwendung findet. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Bezeichnung der 
jeweiligen Unternehmensform mit. 

Kapitel II: Gründung 

Die Verordnung sieht keinerlei Beschränkungen der Art und Weise vor, auf die eine SPE 
gegründet werden kann. Gemäß der Verordnung kann eine SPE ex nihilo gegründet werden. 
Sie kann auch durch Umwandlung, Verschmelzung oder Spaltung bestehender Gesellschaften 
gegründet werden. Im Sinne der einschlägigen Bestimmungen des nationalen Rechts kann 
jegliche Gesellschaftsform, die im nationalen Recht besteht (privat oder öffentlich, mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit), in eine SPE umgewandelt werden. Eine SE oder eine andere SPE 
können sich ebenfalls an der Gründung einer SPE beteiligen.  

Auf den Namen der Europäischen Privatgesellschaft folgt der Zusatz „SPE“. Die SPE ist 
gehalten, ihren eingetragenen Sitz und Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten zu haben. Gemäß dem Centros-Urteil14 des Europäischen 
Gerichtshofs kann eine SPE ihren eingetragenen Sitz und Hauptverwaltung oder 
Hauptniederlassung in verschiedenen Mitgliedstaaten haben. Die Anteilseigner können auch 
beschließen, den eingetragenen Sitz des Unternehmens in einen anderen Mitgliedstaat zu 
verlegen. 

Die Verordnung schreibt kein spezielles Registrierungsverfahren für die SPE vor, stützt sich 
allerdings auf die Bestimmungen der Ersten Gesellschaftsrechtrichtlinie (68/151/EWG) und 
legt einige Anforderungen fest, mittels derer die Gründung einer SPE einfacher und 
kostengünstiger werden soll. So muss es zum einen möglich sein, dass eine SPE einen 
elektronischen Antrag auf Registrierung stellt. Zum anderen enthält die Verordnung eine 
erschöpfende Liste von Dokumenten und Angaben, die die Mitgliedstaaten für die 
Registrierung der SPE anfordern können. Änderungen dieser Dokumente und Angaben sind 
ebenfalls zu registrieren. 

Schließlich schreibt der Vorschlag eine einzige Überprüfung der Rechtsgültigkeit vor, und 
zwar im Rahmen der Registrierung der SPE entweder eine Kontrolle der Rechtsgültigkeit der 
Dokumente und Angaben durch eine Verwaltungs- oder eine Justizbehörde oder eine 
notarielle Beglaubigung. Den Gründern der SPE darf nicht vorgeschrieben werden, beide 
Bedingungen zu erfüllen. 

Kapitel III: Anteile 

Die Verordnung räumt den Anteilseignern einen großen Spielraum ein, wenn es um Fragen zu 
den Anteilen geht, insbesondere aber in Bezug auf die mit den Anteilen verbundenen Rechte 
und Verpflichtungen. Eine SPE kann Stammanteile oder Vorzugsanteile ausgeben. 

                                                 
14 Rechtssache C-212/97. 
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Beschränkungen finden erforderlichenfalls nur im Interesse von Dritten oder 
Minderheitsanteilseignern Anwendung.  

Jeder Anteilsbesitz ist in der Liste der Anteilseigner zu registrieren, die vom Leitungsorgan 
der SPE zu erstellen und zu führen ist. Sofern nicht anders nachgewiesen, dient diese Liste als 
Nachweis des Anteilsbesitzes. Anteilseigner oder Dritte können diese Liste auf Anfrage 
einsehen. 

Die Bedingungen für die Übertragung von Anteilen sind in der Satzung festzulegen. Jede 
neue Beschränkung oder jedes neue Verbot von Übertragungen erfordert einen qualifizierten 
Mehrheitsbeschluss (Artikel 27). Zum Schutz der Interessen von Minderheitsanteilseignern 
macht ein solcher Beschluss die Zustimmung jedes von der Beschränkung oder dem Verbot 
betroffenen Anteilseigners erforderlich.  

Durch die Verordnung erhalten die Anteilseigner nicht das Recht, Minderheitsanteilseigner zu 
verdrängen. Auch sind die Mehrheitsanteilseigner oder die SPE nicht gezwungen, die Anteile 
der Minderheitsanteilseigner zu übernehmen (Ausverkaufsrecht). Derartige Bestimmungen 
können in die Satzung aufgenommen werden. Allerdings gestattet die Verordnung unter 
bestimmten Umständen sowohl den Ausschluss oder das Ausscheiden eines Anteilseigners. 

Kapitel IV: Kapital 

Um Neugründungen zu erleichtern, legt die Verordnung die Mindestkapitalanforderung auf 
1 Euro fest. Der Vorschlag weicht von dem üblichen Ansatz ab, der die Anforderung eines 
hohen gesetzlichen Mindestkapitals als Mittel des Gläubigerschutzes betrachtet. Aus Studien 
geht hervor, dass die Gläubiger heutzutage auf andere Gesichtspunkte als das Kapital 
schauen, wie z.B. den Cashflow, die für die Solvenz relevanter sind. Mitglieder der 
Unternehmensleitung von kleinen Unternehmen, die gleichzeitig Anteilseigner sind, bieten 
ihren Gläubigern (z.B. Banken) oftmals persönliche Garantien und Lieferanten verwenden 
ebenfalls andere Methoden zur Absicherung ihrer Forderungen, z.B. Übertragung des 
Eigentums von Waren erst bei ihrer Bezahlung. Außerdem haben die Unternehmen je nach 
ihrer Tätigkeit einen unterschiedlichen Kapitalbedarf und deshalb ist es unmöglich, für alle 
Unternehmen ein angemessenes Kapital festzulegen. Die Anteilseigner eines Unternehmens 
sind am Besten platziert, um den Kapitalbedarf für ihre Geschäftstätigkeit zu bestimmen. 

Mit der Verordnung wird nicht das Recht der Anteilseigner eingeschränkt, darüber zu 
befinden, welche Art von Entgelt für die Anteile bei der Gründung der SPE oder bei einer 
Kapitalerhöhung zu leisten ist. Folglich ist in der Satzung festzulegen, ob die Gründer Bar- 
oder Sacheinlagen zu leisten haben. Es steht ihnen frei, darüber zu entscheiden, welches 
Eigentum, welche Rechte, Dienstleistungen usw. als Entgelt für die Anteile akzeptiert werden 
und wann sie zu zahlen oder bereit zu stellen sind. Auch ist in der Satzung festzuschreiben, ob 
eine Bewertung der Sacheinlage durch einen Sachverständigen zu erfolgen hat oder nicht. 
Gemäß den nationalen Rechtsvorschriften haften die Anteilseigner für ihr Entgelt.  

Die Verordnung enthält einheitliche Regeln für die Ausschüttungen (z.B. Dividenden, Kauf 
von eigenen Anteilen der SPE, Schuldenaufnahme), die in Bezug auf die Vermögenswerte der 
SPE an die Anteilseigner vorgenommen werden. Eine Ausschüttung kann nur dann 
vorgenommen werden, wenn die SPE dem Bilanztest genügt, d.h. nach der Ausschüttung 
decken ihre Vermögenswerte ihre Schulden voll ab. Im Vorschlag wird keine 
Begriffsbestimmung von "Vermögenswerten" und "Schulden" vorgenommen. Diesbezüglich 
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gelten vielmehr die einschlägigen Rechnungslegungsvorschriften (d.h. Vierte Richtlinie 
(78/660/EWG) oder Verordnung (EG) Nr. 1606/2002). 

Da die Vorbereitung eines Solvenztests für die Ausschüttungen derzeit nur in wenigen 
Mitgliedstaaten besteht, macht dieser Vorschlag sie für die SPE auch nicht verbindlich. 
Dennoch gestattet er den Anteilseignern ausdrücklich die Festschreibung eines Solvenztests in 
der Satzung, und zwar zusätzlich zu dem von der Verordnung geforderten Bilanztest. Wenn 
die Anteilseigner das Leitungsorgan auffordern, eine Solvenzbescheinigung vor der 
Ausschüttung zu unterzeichnen, haben sie auch die damit verbundenen Anforderungen zu 
definieren (z. B. Gründe und Kriterien) und die Bescheinigung ist zu veröffentlichen. 

Zum Schutz des Gesellschaftsvermögens kann die SPE dem Vorschlag zufolge unter 
bestimmten Bedingungen ihre eigenen Anteile erwerben. Vor dem Erwerb ihrer eigenen 
Anteile muss die SPE einen Bilanztest durchführen sowie einen Solvenztest, sofern dieser in 
der Satzung vorgeschrieben ist. Die Anteilseigner entscheiden über den Erwerb. Die an die 
jeweiligen Anteile gebundenen nicht geldlichen Rechte (vor allem Stimm- und Bezugsrechte) 
werden ausgesetzt. In der Satzung können zusätzliche Bedingungen und weitere 
Beschränkungen festgelegt werden. 

Kapitel V: Aufbau der SPE 

Vorbehaltlich der Verordnung haben die Anteilseigner der SPE bei der Festlegung des 
Aufbaus der SPE einen großen Spielraum. Artikel 27 enthält eine nicht erschöpfende Liste der 
von den Anteilseignern zu fassenden Beschlüsse. Im Sinne von Artikel 27 muss die Satzung 
die erforderliche Mehrheit und die Beschlussfähigkeit festlegen. Dieser Artikel sieht nämlich 
vor, dass einige dieser Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind (d.h. mindestens 
2/3 der Stimmrechte der SPE, aber die Satzung kann auch eine größere Mehrheit 
vorschreiben, z.B. 3/4).  

Es besteht keine Pflicht, dass die Anteilseigner auf Hauptversammlungen physisch anwesend 
sein müssen. In der Satzung ist jedoch die Beschlussfassungsmethode der Anteilseigner 
festzulegen. Hinsichtlich der Geschäftstätigkeit der SPE haben die Anteilseigner große 
Informationsrechte. Ihr Recht auf kollektive Beschlüsse unterliegt dem nationalen Recht. 

Die Verordnung sieht zwei spezifische Minderheitsrechte für die Anteilseigner vor: das Recht 
auf Fassung von Beschlüssen der Anteilseigner und das Recht auf Bestellung eines 
unabhängigen Sachverständigen (insbesondere eines unabhängigen Wirtschaftsprüfers) durch 
das zuständige Gericht bzw. die zuständige Verwaltungsbehörde. 

Sämtliche nicht in der Verordnung oder in der Satzung genannten Beschlüsse fallen in die 
Zuständigkeit des Leitungsorgans der SPE, das für die Geschäftsführung zuständig ist. Die 
Satzung legt die Managementstruktur der SPE fest (ein oder mehrere Mitglieder der 
Unternehmensleitung, monistisches oder dualistisches System). Wird in der SPE jedoch 
Arbeitnehmermitbestimmung praktiziert, muss die gewählte Managementstruktur die 
Ausübung dieses Rechts ermöglichen.  

Die Anteilseigner der SPE entscheiden über die Ernennung und Entlassung von Mitgliedern 
der Unternehmensleitung. In der Satzung sind die Laufzeit der Mandate der Mitglieder der 
Unternehmensleitung und etwaige Auswahlkriterien festzulegen. Die Verordnung untersagt 
jedem, der in einem Mitgliedstaat für die Ausübung der Aufgabe eines Mitglieds der 
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Unternehmensleitung als ungeeignet erklärt wurde, als Mitglied der Unternehmensleitung 
einer SPE tätig zu werden. 

Die Verordnung schreibt den Mitgliedern der Unternehmensleitung vor, im bestmöglichen 
Interesse des Unternehmens zu handeln. Folglich stehen die Mitglieder der 
Unternehmensleitung der SPE gegenüber in der Pflicht und ihre Verpflichtungen können nur 
seitens des Unternehmens rechtlich durchgesetzt werden. Die Verordnung verleiht einzelnen 
Anteilseignern oder Gläubigern nicht das Recht, die Mitglieder des Leitungsorgans direkt zu 
verklagen. 

Indem von den Mitgliedern der Unternehmensleitung verlangt wird, mit der Sorgfalt und der 
Eignung, die vernünftigerweise für die Ausübung der Tätigkeit gefordert werden können, zu 
handeln, schreibt die Verordnung eine allgemeine Sorgfaltspflicht vor. Die nationalen 
Gerichte können diese Bestimmung interpretieren. Während in der Verordnung auch die 
wichtigsten spezifischen Pflichten der Mitglieder der Unternehmensleitung (z.B. Vorschlag 
von Ausschüttungen) vorgeschrieben werden, können in der Satzung noch weitere Pflichten 
verankert werden. Die Mitglieder der Unternehmensleitung sind gehalten, jeglichen aktuellen 
oder potenziellen Interessenkonflikt zu vermeiden. In der Satzung können jedoch Situationen 
vorgesehen werden, in denen derartige Konflikte zulässig sind. 

Die Verordnung sieht die Haftung der Mitglieder der Unternehmensleitung für jeglichen 
Verlust oder Schaden vor, den eine SPE aufgrund der Nichterfüllung ihrer Verpflichtungen 
erleidet, die in der Verordnung, der Satzung oder in einem Beschluss der Anteilseigner 
festgeschrieben sind. Andere Aspekte der Haftung, z. B. die Folgen der Nichterfüllung der 
Pflichten oder ein jegliches Urteil über das Geschäftsgebaren, unterliegen dem nationalen 
Recht.  

Kapitel VI: Arbeitnehmermitbestimmung 

Die Arbeitnehmermitbestimmung in kleinen Unternehmen besteht in nur wenigen 
Mitgliedstaaten (z.B. Schweden und Dänemark).  

Generell gilt das aus der Richtlinie über die Verschmelzung von Kapitalgesellschaften 
(2005/56/EG) herrührende Prinzip, dass die SPE den Arbeitnehmermitbestimmungsregeln des 
Mitgliedstaats unterliegt, in dem sie ihren eingetragenen Sitz hat. Diesbezüglich wird die SPE 
also ebenso attraktiv sein wie vergleichbare inländische Unternehmen. 

Grenzübergreifende Fusionen mit SPEs fallen unter die zuvor genannte Richtlinie. Im Falle 
der Verlegung des eingetragenen Sitzes einer SPE sind jedoch spezielle Bestimmungen 
erforderlich.  

Kapitel VII: Verlegung des eingetragenen Sitzes der SPE 

Unter Wahrung ihrer Rechtspersönlichkeit und ohne Zwang zu einer Auflösung der 
Gesellschaft kann eine SPE ihren eingetragenen Sitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegen. 
Zum Schutz der Interessen Dritter gestattet die Verordnung keine Verlegung des 
eingetragenen Sitzes einer SPE während einer Auflösung, einer Liquidation oder ähnlichen 
Verfahren. 

Das Verlegungsverfahren richtet sich nach den Bestimmungen für die Verlegung des 
eingetragenen Sitzes der SE-Verordnung.  
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Die Verordnung sieht eine besondere Regelung für den Fall vor, in dem eine SPE, die die 
Arbeitnehmermitbestimmung praktiziert, ihren eingetragenen Sitz in einen anderen 
Mitgliedstaat verlegt, in dem keine Arbeitnehmermitbestimmung existiert oder nur ein 
niedrigeres Niveau an Arbeitnehmermitbestimmungsrechten vorhanden ist oder in dem nicht 
vorgesehen ist, dass Arbeitnehmer von Niederlassungen einer SPE in anderen Mitgliedstaaten 
das gleiche Recht auf Ausübung dieser Arbeitnehmermitbestimmungsrechte wie vor der 
Sitzverlegung haben. In solchen Fällen, in denen mindestens ein Drittel der SPE-
Arbeitnehmer im Herkunftsmitgliedstaat beschäftigt sind, müssen Verhandlungen zwischen 
dem Leitungsorgan und den Arbeitnehmervertretern stattfinden, um eine Vereinbarung über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer zu erzielen. Sollte keine Einigung erzielt werden, 
werden die Vereinbarungen über die Mitbestimmung im Herkunftsmitgliedstaat beibehalten. 

Kapitel VIII: Umstrukturierung, Auflösung und Ungültigkeit 

Der Verordnung zufolge unterliegt die Auflösung oder die Umwandlung einer SPE in eine 
nationale Gesellschaftsform dem nationalen Recht. Zudem kann die SPE mit anderen 
Unternehmen verschmelzen oder aufgespalten werden. Diese Verfahren haben gemäß den für 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung geltenden Regeln zu erfolgen. 

Kapitel IX: Zusätzliche Bestimmungen und Übergangsbestimmungen 

Artikel 42 gestattet den SPE, die in einem Mitgliedstaat außerhalb der Eurozone registriert 
sind, ihr Kapital und ihre Abschlüsse in der nationalen Währung dieses Mitgliedstaats offen 
zu legen. Dennoch kann eine solche SPE ihr Kapital und/ oder ihre Abschlüsse auch in Euro 
offen legen. 

Kapitel X: Schlussbestimmungen 

Die Verordnung schreibt die Annahme bestimmter Vorschriften durch die Mitgliedstaaten 
vor. So sind insbesondere die Verfahrensvorschriften für die Registrierung, die Verlegung des 
eingetragenen Sitzes der SPE und Sanktionen für den Verstoß gegen die Verordnung und die 
Satzung zu verabschieden.  
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2008/0130 (CNS) 

Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES RATES 

über das Statut der Europäischen Privatgesellschaft 
 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 308, 

auf Vorschlag der Kommission15, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments16, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses17, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die rechtlichen Rahmenbedingungen für Unternehmen in der Gemeinschaft sind nach 
wie vor weitgehend innerstaatlich bestimmt. Die Unternehmen sehen sich dadurch 
einer Vielzahl nationaler Rechtsvorschriften, Gesellschaftsformen und 
Unternehmensverfassungen gegenüber. Einige dieser Schwierigkeiten lassen sich 
durch eine Angleichung der nationalen Rechtsvorschriften durch Richtlinien nach 
Artikel 44 EG-Vertrag beseitigen. Eine solche Angleichung enthebt die 
Unternehmensgründer allerdings nicht der Pflicht, bei jeder Gründung eine 
Gesellschaftsform nach dem Recht des betreffenden Mitgliedstaats zu wählen.  

(2) Die derzeitigen Gesellschaftsformen nach europäischem Recht, insbesondere die 
Europäische Gesellschaft (SE), die durch die Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des 
Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft18 
geschaffen wurde, sind auf große Unternehmen zugeschnitten. Aufgrund der 
Mindestkapitalanforderungen für eine Europäische Gesellschaft und der 
Einschränkungen für ihre Gründung ist diese Form von Gesellschaft für viele 
Unternehmen, insbesondere für Kleinunternehmen, nicht geeignet. Angesichts der 
Probleme, die diesen Unternehmen aus der Vielzahl unterschiedlicher 
gesellschaftsrechtlicher Regelungen und der mangelnden Eignung der SE für kleine 
Unternehmen erwachsen, sollte eine speziell auf Kleinunternehmen zugeschnittene 

                                                 
15 ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
16 ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
17 ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
18 ABl. L 294 vom 10.11.2001, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006 (ABl. L 

363 vom 20.12.2006, S. 1). 
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europäische Gesellschaft geschaffen werden, die gemeinschaftsweit gegründet werden 
kann. 

(3) Da eine solche gemeinschaftsweit gründbare Privatgesellschaft (nachstehend „SPE“) 
für Kleinunternehmen bestimmt ist, sollte die Rechtsform gemeinschaftsweit so 
einheitlich wie möglich sein und sollten möglichst viele Punkte der Vertragsfreiheit 
der Anteilseigner überlassen bleiben, während gleichzeitig für Anteilseigner, 
Gläubiger, Beschäftigte und Dritte ein hohes Maß an Rechtssicherheit gewährleistet 
wird. Da den Anteilseignern für die interne Organisation der SPE ein hohes Maß an 
Flexibilität und Freiheit einzuräumen ist, sollte der private Charakter der Gesellschaft 
auch dadurch zum Ausdruck gebracht werden, dass ihre Anteile weder öffentlich 
angeboten noch am Kapitalmarkt gehandelt werden dürfen, worunter auch die 
Zulassung zum Handel oder die Notierung an einem geregelten Markt fällt.  

(4) Damit die Unternehmen von sämtlichen Vorteilen des Binnenmarkts profitieren 
können, sollte eine SPE ihren Sitz und ihre Hauptniederlassung in unterschiedlichen 
Mitgliedstaaten haben und ihren Sitz von einem Mitgliedstaat in einen anderen 
verlagern können, ohne unbedingt auch die Hauptverwaltung oder die 
Hauptniederlassung verlegen zu müssen. 

(5) Um den Unternehmen Effizienzgewinne und Kosteneinsparungen zu ermöglichen, 
sollte eine SPE in jedem Mitgliedstaat gegründet werden können, wobei es bei der 
Gesellschaftsform so wenig Abweichungen wie möglich geben sollte.  

(6) Um für die SPE ein hohes Maß an Einheitlichkeit zu gewährleisten, sollten möglichst 
viele mit der Gesellschaftsform zusammenhängende Punkte unter diese Verordnung 
fallen und entweder durch materiellrechtliche Vorschriften geregelt oder an die 
Satzung der SPE verwiesen werden. Im Anhang zu dieser Verordnung sollte deshalb 
eine Liste all der Punkte zusammengestellt werden, für die die Anteilseigner der SPE 
in der Satzung Regelungen treffen müssen. Für diese Punkte sollte nur das 
Gemeinschaftsrecht gelten, damit die Anteilseigner hier andere Regelungen treffen 
können als das Recht des Mitgliedstaats, in der die SPE ihren Sitz hat, für 
Privatgesellschaften mit beschränkter Haftung vorsieht. Das innerstaatliche Recht 
sollte für all die Punkte gelten, für die die Verordnung dies vorsieht, sowie alle 
Bereiche, die nicht von dieser Verordnung abgedeckt werden, wie Insolvenz, 
Beschäftigung und Steuern, oder nicht durch sie an die Satzung verwiesen wurden.  

(7) Um die SPE als Gesellschaftsform für natürliche Personen und Kleinunternehmen 
zugänglich zu machen, sollte sie ex nihilo gegründet werden oder aus einer 
Umwandlung, Verschmelzung oder Spaltung bestehender nationaler Gesellschaften 
hervorgehen können. Die Gründung einer SPE durch Umwandlung, Verschmelzung 
oder Spaltung von Gesellschaften sollte dem anwendbaren innerstaatlichen Recht 
unterliegen.  

(8) Um die mit der Eintragung einer Gesellschaft verbundenen Kosten und den damit 
zusammenhängenden Verwaltungsaufwand zu verringern, sollten die 
Eintragungsformalitäten auf das zur Gewährleistung von Rechtssicherheit 
erforderliche Maß beschränkt werden und sollte die Gültigkeit der bei Gründung einer 
SPE vorzulegenden Dokumente einer einzigen Prüfung unterzogen werden, die vor 
oder nach der Eintragung stattfinden kann. Die Eintragung sollte in einem der Register 
erfolgen, die im Rahmen der Ersten Richtlinie des Rates vom 9. März 1968 zur 
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Koordinierung der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den 
Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages im Interesse der 
Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen 
gleichwertig zu gestalten (68/151/EWG)19, bestimmt wurden.  

(9) Da Kleinunternehmen häufig ein langfristiges finanzielles und persönliches 
Engagement erfordern, sollten sie die Struktur ihres Gesellschaftskapitals und die mit 
den Anteilen verbundenen Rechte an ihre speziellen Bedürfnisse anpassen können. 
Die Anteilseigner einer SPE sollten deshalb selbst darüber bestimmen können, welche 
Rechte mit ihren Anteilen verbunden sind, wie bei einer Änderung dieser Rechte und 
bei einer Anteilsübertragung zu verfahren ist und ob eine solche Übertragung 
beschränkt werden soll.  

(10) Um die Fortführung der Geschäftstätigkeit einer SPE nicht zu gefährden bzw. die 
Freiheit der Anteilseigner zu gewährleisten, sollte eine SPE die Möglichkeit haben, 
Anteilseigner, die ihre Interessen schwer schädigen unter Beschreitung des 
Rechtsweges auszuschließen und sollten Anteilseigner, deren Interessen infolge 
bestimmter Ereignisse schwer geschädigt wurden, das Recht haben, aus der SPE 
auszuscheiden. 

(11) Eine SPE sollte keinen hohen Mindestkapitalanforderungen unterworfen werden, da 
dies die Gründung solcher Gesellschaften behindern würde. Allerdings sollten die 
Gläubiger vor unverhältnismäßig hohen Ausschüttungen an die Anteilseigner 
geschützt werden, die die Fähigkeit der SPE zur Rückzahlung ihrer Schulden 
beeinträchtigen könnten. Aus diesem Grund sollten Ausschüttungen untersagt werden, 
in deren Folge die Schulden der SPE den Wert ihrer Vermögenswerte übersteigen. 
Den Anteilseignern sollte es allerdings auch freistehen, vom Leitungsorgan der SPE 
eine unterzeichnete Solvenzbescheinigung zu verlangen. 

(12) Da die Gläubiger im Falle einer Herabsetzung des Kapitals der SPE geschützt sein 
sollten, sollte in gewissem Umfang festgelegt werden, wann eine solche Herabsetzung 
wirksam wird.  

(13) Da Kleinunternehmen eine rechtliche Struktur benötigen, die ihren Bedürfnissen und 
ihrer Größe angepasst werden kann und die sich bei expandierender Geschäftstätigkeit 
mitentwickelt, sollten die Anteilseigner einer SPE in ihrer Satzung selbst bestimmen 
können, welche interne Organisation ihren Bedürfnissen am besten gerecht wird. So 
kann eine SPE sich für ein oder mehrere geschäftsführende Mitglieder der 
Unternehmensleitung oder für eine monistische oder dualistische 
Unternehmensverfassung entscheiden. Doch sollte die Satzung verbindliche 
Vorschriften zum Schutz der Inhaber von Minderheitsbeteiligungen enthalten, um eine 
unfaire Behandlung dieser Anteilseigner zu vermeiden; so sollten insbesondere 
bestimmte grundlegende Beschlüsse mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln 
der stimmberechtigten Anteile der SPE gefasst werden. Auch wenn in Bezug auf das 
Recht auf Beantragung eines Beschlusses oder auf Bestellung eines unabhängigen 
Sachverständigen zur Untersuchung von Missbräuchen eine Schwelle eingeführt 
werden kann, darf dieses Recht nicht an den Besitz von mehr als 5 % der Stimmrechte 

                                                 
19 ABl. L 65 vom 14.3.1968, S. 8. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/99/EG (ABl. L 363 vom 

20.12.2006, S. 137). 
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der SPE geknüpft werden, wenngleich die Satzung der SPE eine niedrigere Schwelle 
vorsehen kann. 

(14) Bei Verlegung des Sitzes einer SPE in einen anderen Mitgliedstaat sollten die 
zuständigen nationalen Behörden die vollständige Durchführung und Rechtmäßigkeit 
dieser Sitzverlegung kontrollieren. Es sollte sichergestellt sein, dass Anteilseigner, 
Gläubiger und Arbeitnehmer rechtzeitig Kenntnis von der vorgeschlagenen Verlegung 
und dem Bericht des Leitungsorgans erhalten. 

(15) Für die Arbeitnehmermitbestimmung sollte das Recht des Mitgliedstaats gelten, in 
dem die SPE ihren Sitz hat („Herkunftsmitgliedstaat“). Eine SPE sollte nicht zur 
Umgehung solcher Rechte missbraucht werden. Sehen die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in den die SPE ihren Sitz verlegt, nicht 
mindestens das gleiche Maß an Arbeitnehmermitbestimmung vor wie der 
Herkunftsmitgliedstaat, sollte darüber nach der Sitzverlegung unter bestimmten 
Umständen verhandelt werden. Bei Scheitern dieser Verhandlungen sollten die vor der 
Sitzverlegung im Unternehmen geltenden Bestimmungen auch nach der Verlegung 
weiter gelten. 

(16) Andere Arbeitnehmerrechte als das Mitbestimmungsrecht sollten auch weiterhin unter 
die Richtlinie 94/45/EG des Rates vom 22. September 1994 über die Einsetzung eines 
Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung und 
Anhörung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit operierenden Unternehmen und 
Unternehmensgruppen20, die Richtlinie 98/59/EG des Rates vom 20. Juli 1998 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen21, 
die Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. März 2001 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen der 
Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben oder Unternehmens- oder 
Betriebsteilen22 und die Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. März 2002 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die 
Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft23 
fallen. 

(17) Die Mitgliedstaaten sollten festlegen, welche Sanktionen bei Verstößen gegen diese 
Verordnung verhängt werden können und deren Anwendung gewährleisten, was auch 
Verstöße gegen die Verpflichtung einschließt, in der Satzung der SPE die in dieser 
Verordnung vorgeschriebenen Punkte zu regeln. Diese Sanktionen müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein. 

(18) Der EG-Vertrag sieht für den Erlass dieser Verordnung nur die in Artikel 308 
genannten Befugnisse vor. 

(19) Da sich die Ziele der beabsichtigten Maßnahme von den Mitgliedstaaten nicht 
ausreichend verwirklichen lassen, weil es um die Schaffung einer Gesellschaftsform 
mit gemeinschaftsweit einheitlichen Merkmalen geht, und wegen des Umfangs und 

                                                 
20 ABl. L 254 vom 30.9.1994, S. 64. Zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/109/EG (ABl. L 363 vom 

20.12.2006, S. 416). 
21 ABl. L 225 vom 12.8.1998, S. 16. 
22 ABl. L 82 vom 22.3.2001, S. 16. 
23 ABl. L 80 vom 23.3.2002, S. 29. 
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der Wirkungen der Maßnahme daher besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen 
sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 EG-Vertrag 
niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben 
Artikel genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Verordnung nicht über das 
für die Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 
Gegenstand 

In dieser Verordnung werden die Bedingungen für Gründung und Betrieb von Gesellschaften 
in Form der Europäischen Privatgesellschaft mit beschränkter Haftung (Societas Privata 
Europaea, nachstehend „SPE“) in der Gemeinschaft festgelegt. 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

1. Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

(a) „Anteilseigner“ ist der Gründungsgesellschafter sowie jede andere Person, 
deren Name gemäß den Artikeln 15 und 16 in das Verzeichnis der 
Anteilseigner aufgenommen wird. 

(b) „Ausschüttung“ ist jeder finanzielle Vorteil, den ein Anteilseigner aufgrund der 
von ihm gehaltenen Anteile direkt oder indirekt aus der SPE zieht, 
einschließlich einer etwaigen Übertragung von Geld oder Immobilien sowie 
das Eingehen einer Schuld.  

(c) „Mitglied der Unternehmensleitung“ ist jedes geschäftsführende Mitglied der 
Unternehmensleitung und jedes Mitglied des Leitungs-, Verwaltungs- oder 
Aufsichtsorgans einer SPE. 

(d) „Leitungsorgan“ ist ein aus einem oder mehreren geschäftsführenden 
Mitgliedern der Unternehmensleitung bestehendes Leitungsgremium 
(dualistisches System) oder Verwaltungsgremium (monistisches System), das 
laut Satzung der SPE für die Leitung der SPE zuständig ist. 

(e) „Aufsichtsorgan“ ist das Aufsichtsgremium (dualistisches System), das laut 
Satzung der SPE für die Beaufsichtigung des Leitungsorgans zuständig ist. 

(f) „Herkunftsmitgliedstaat“ ist der Mitgliedstaat, in dem die SPE unmittelbar vor 
Verlegung ihres eingetragenen Sitzes in einen anderen Mitgliedstaat ihren Sitz 
hat. 
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(g) „Aufnahmemitgliedstaat“ ist der Mitgliedstaat, in den der eingetragene Sitz der 
SPE verlegt wird. 

2. Ausschüttungen im Sinne von Absatz 1 Buchstabe b können durch 
Immobilienerwerb, durch Rücknahme von Anteilen oder durch eine andere Art des 
Anteilserwerbs sowie auf jedem anderen beliebigen Wege erfolgen. 

Artikel 3 
Voraussetzungen für die Gründung einer SPE 

1. Eine SPE erfüllt folgende Voraussetzungen: 

(a) ihr Kapital ist in Anteile zerlegt, 

(b) ihre Anteilseigner haften nur bis zur Höhe des Kapitals, das sie gezeichnet 
haben oder zu dessen Zeichnung sie sich bereiterklärt haben,  

(c) sie besitzt Rechtspersönlichkeit, 

(d) ihre Anteile werden weder öffentlich angeboten noch öffentlich gehandelt, 

(e) sie kann von einer oder mehreren natürlichen und/oder juristischen Personen, 
nachstehend „Gründungsgesellschafter“, errichtet werden.  

2. Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe d gelten Anteile als „öffentlich 
angeboten“, wenn in beliebiger Form und auf beliebigem Wege eine Mitteilung an 
Personen gerichtet wird, die so viele Informationen über die Bedingungen des 
Angebots und die anzudienenden Anteile enthält, dass ein Anleger in der Lage ist, 
über Erwerb oder Zeichnung dieser Anteile zu entscheiden, was auch dann gilt, wenn 
Anteile durch Finanzintermediäre platziert werden. 

3. Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe e sind „juristische Personen“ alle 
Gesellschaften im Sinne von Artikel 48 Absatz 2 EG-Vertrag, Europäische 
Aktiengesellschaften im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 2001/2157 des Rates, 
nachstehend „Europäische Gesellschaft“, Europäische Genossenschaften im Sinne 
der Verordnung (EG) Nr. 1435/2003 des Rates, Europäische wirtschaftliche 
Interessenvereinigungen im Sinne der Verordnung (EWG) des Rates Nr. 2137/85 
und SPEs. 

Artikel 4  
Auf eine SPE anwendbare Bestimmungen  

1. Für eine SPE gelten die Bestimmungen dieser Verordnung und für die in Anhang I 
genannten Punkte die Bestimmungen ihrer Satzung. 

Ist ein Punkt nicht durch die Artikel oder durch Anhang I dieser Verordnung 
abgedeckt, so gelten die Rechtsvorschriften, die der Mitgliedstaat, in dem die SPE 
ihren Sitz hat, für Privatgesellschaften mit beschränkter Haftung erlassen hat, 
einschließlich der Vorschriften zur Umsetzung des Gemeinschaftsrechts, 
nachstehend „anwendbares Recht“ genannt.  
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KAPITEL II 
GRÜNDUNG 

Artikel 5  
Gründungsmöglichkeiten 

1. Die Mitgliedstaaten lassen für die Gründung einer SPE die folgenden Möglichkeiten 
zu: 

(a) die Gründung einer SPE gemäß dieser Verordnung, 

(b) die Umwandlung einer bestehenden Gesellschaft, 

(c) die Verschmelzung bestehender Gesellschaften,  

(d) die Spaltung einer bestehenden Gesellschaft. 

2. Wird eine SPE durch Umwandlung, Verschmelzung oder Spaltung bestehender 
Gesellschaften gegründet, so gilt das innerstaatliche Recht, das auf die umwandelnde 
Gesellschaft, auf jede der verschmelzenden Gesellschaften oder auf die sich 
spaltende Gesellschaft anwendbar ist. Eine Gründung durch Umwandlung hat weder 
die Auflösung der Gesellschaft noch den Verlust oder eine Unterbrechung ihrer 
Rechtspersönlichkeit zur Folge.  

3. Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 ist eine „Gesellschaft“ jede Form von 
Gesellschaft, die nach innerstaatlichem Recht der Mitgliedstaaten gegründet werden 
kann, eine Europäische Gesellschaft oder gegebenenfalls eine SPE. 

Artikel 6  
Name der Gesellschaft 

Auf den Namen der SPE folgt der Zusatz „SPE“.  

Der Namenszusatz „SPE“ ist ausschließlich SPEs vorbehalten.  

Artikel 7  
Gesellschaftssitz 

Eine SPE hat ihren Sitz und ihre Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung in der 
Gemeinschaft.  

Die Hauptverwaltung oder Hauptniederlassung einer SPE muss sich nicht im gleichen 
Mitgliedstaat befinden wie ihr eingetragener Sitz. 
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Artikel 8  
Satzung 

1. Eine SPE verfügt über eine Satzung, die zumindest die in Anhang I dieser 
Verordnung genannten Punkte regelt. 

2. Die Satzung einer SPE liegt in schriftlicher Form vor und ist von allen 
Gründungsgesellschaftern unterzeichnet. 

3. Satzung und sämtliche Änderungen können wie folgt geltend gemacht werden:  

(a) gegenüber den Anteilseignern, dem Leitungsorgan sowie gegebenenfalls dem 
Aufsichtsorgan der SPE ab dem Tag ihrer Unterzeichnung bzw. Annahme, 
wenn es sich um eine Änderung handelt; 

(b) gegenüber Dritten gemäß der Bestimmungen der anwendbaren innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Artikel 3 Absätze 5, 6 und 7 der 
Richtlinie 68/151/EWG.  

Artikel 9 
Eintragung 

1. Jede SPE wird in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Sitz hat, in das gemäß Artikel 3 
der Richtlinie 68/151/EWG24 durch innerstaatliche Rechtsvorschriften bestimmte 
Register eingetragen.  

2. Die SPE erlangt ihre Rechtspersönlichkeit am Tag ihrer Eintragung in das Register.  

3. Bei einer Verschmelzung durch Aufnahme nimmt die aufnehmende Gesellschaft an 
dem Tag, an dem die Verschmelzung eingetragen wird, die Form einer SPE an.  

Bei einer Spaltung durch Übernahme nimmt die übernehmende Gesellschaft an dem 
Tag, an dem die Spaltung eingetragen wird, die Form einer SPE an. 

Artikel 10 
Formalitäten für die Eintragung 

1. Der Antrag auf Eintragung wird von den Gründungsgesellschaftern oder einer von 
ihnen bevollmächtigten Person gestellt. Die Antragstellung kann elektronisch 
erfolgen. 

2. Die Mitgliedstaaten können für einen Antrag auf Eintragung einer SPE nur folgende 
Angaben und Dokumente verlangen: 

(a) den Namen der SPE und die Anschrift ihres Sitzes, 

(b) die Namen, Anschriften und alle weiteren Informationen, die zur Feststellung 
der Personen erforderlich sind, die befugt sind, die SPE gegenüber Dritten und 

                                                 
24 ABl. L 65 vom 14.3.1968, S. 8. 
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vor Gericht zu vertreten, oder die an der Führung, Beaufsichtigung oder 
Kontrolle der SPE beteiligt sind, 

(c) das Gesellschaftskapital der SPE, 

(d) die Anteilskategorien und die Zahl der Anteile in den einzelnen Klassen, 

(e) die Gesamtzahl der Anteile, 

(f) den Nennwert oder den rechnerischen Pariwert der Anteile, 

(g) die Satzung der SPE, 

(h) in Fällen, in denen die SPE aus einer Umwandlung, Verschmelzung oder 
Spaltung von Gesellschaften hervorgegangen ist, den Umwandlungs-, 
Verschmelzungs- oder Spaltungsbeschluss, der zur Gründung der SPE geführt 
hat. 

3. Die in Absatz 2 genannten Dokumente und Angaben werden in der durch das 
anwendbare innerstaatliche Recht vorgeschriebenen Sprache geliefert. 

4. Die Eintragung einer SPE kann nur an eine der folgenden Bedingungen geknüpft 
werden: 

(a) die Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Dokumente und Angaben der SPE durch 
eine Justiz- oder Verwaltungsbehörde, 

(b) die Beglaubigung der Dokumente und Angaben der SPE.  

5. Die SPE teilt dem Register jede Änderung der in Absatz 2 Buchstaben a bis g 
genannten Angaben oder Dokumente innerhalb von 14 Kalendertagen nach der 
betreffenden Änderung mit. Nach jeder Satzungsänderung übermittelt die SPE dem 
Register den ungekürzten Wortlaut der letzten Fassung. 

6. Die Eintragung der SPE ist bekanntzugeben. 

Artikel 11  
Publikationspflichten 

1. Die Veröffentlichung der nach dieser Verordnung offenzulegenden Dokumente und 
Angaben erfolgt gemäß der anwendbaren innerstaatlichen Vorschriften zur 
Umsetzung von Artikel 3 der Richtlinie 68/151/EWG. 

2. Briefbögen und Bestellformulare einer SPE - ob in Papier- oder elektronischer 
Form - sowie gegebenenfalls die Website der Gesellschaft enthalten folgenden 
Angaben: 

(a) die Informationen, die zur Feststellung des in Artikel 9 genannten Registers 
sowie der Registernummer der SPE erforderlich sind, 
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(b) den Namen der SPE, die Anschrift ihres eingetragenen Sitzes sowie 
gegebenenfalls den Hinweis darauf, dass sich die Gesellschaft in Auflösung 
befindet. 

Artikel 12  
Haftung für Handlungen vor Eintragung einer SPE  

Wurden vor der Eintragung einer SPE in ihrem Namen Handlungen ausgeführt, so kann sie 
nach ihrer Eintragung die aus diesen Handlungen resultierenden Verpflichtungen 
übernehmen. Tut die SPE dies nicht, haften die Personen, die die Handlungen ausgeführt 
haben, gesamtschuldnerisch in unbegrenzter Höhe. 

Artikel 13  
Zweigniederlassungen 

 Zweigniederlassungen einer SPE unterliegen den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats, in dem sich die jeweilige Zweigniederlassung befindet, einschließlich 
der einschlägigen Bestimmungen zur Umsetzung der Richtlinie 89/666/EWG des 
Rates25.  

KAPITEL III 
ANTEILE 

Artikel 14 
Anteile 

1. Die Anteile der SPE werden in das Verzeichnis der Anteilseigner aufgenommen. 

2. Anteile, die mit den gleichen Rechten und Pflichten verbunden sind, bilden eine 
Kategorie. 

3. Um eine Satzungsänderung zu beschließen, mit der die mit einer Anteilsklasse 
verbundenen Rechte geändert werden (einschließlich aller Änderungen, mit denen 
das Verfahren zur Änderung der mit einer Anteilsklasse verbundenen Rechte 
abgeändert wird) muss vorbehaltlich des Artikels 27 eine Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln der gesamten Stimmrechte, die an die in dieser Kategorie 
ausgegebenen Anteile gebunden sind, dem Beschluss zustimmen. 

4. Befindet sich ein Anteil im Besitz mehrerer Personen, so werden diese als ein 
Anteilseigner der SPE betrachtet. Sie nehmen ihre Rechte über einen gemeinsamen 
Vertreter wahr, der in Ermangelung einer Mitteilung an die SPE derjenige ist, dessen 
Name im Verzeichnis der Anteilseigner für diesen Anteil als Erster genannt wird. Für 
die mit diesem Anteil verbundenen Verpflichtungen haften sie gesamtschuldnerisch. 

                                                 
25 ABl. L 395 vom 30.12.1989, S. 36. 
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Artikel 15  
Verzeichnis der Anteilseigner 

1. Das Leitungsorgan erstellt ein Verzeichnis der Anteilseigner. Dieses Verzeichnis 
umfasst mindestens die folgenden Angaben: 

(a) Name und Anschrift der einzelnen Anteilseigner, 

(b) die Zahl der von dem jeweiligen Eigner gehaltenen Anteile einschließlich ihres 
Nennwerts und rechnerischen Pariwerts, 

(c) für den Fall, dass ein Anteil sich im Besitz mehrerer Personen befindet, Name 
und Anschrift der einzelnen Eigner und ihres gemeinsamen Vertreters, 

(d) den Zeitpunkt des Anteilserwerbs, 

(e) die Höhe jeder Bareinlage, die der betreffende Anteilseigner gegebenenfalls 
geleistet oder noch zu leisten hat, 

(f) Wert und Art jeder Sacheinlage, die der betreffende Anteilseigner 
gegebenenfalls geleistet oder noch zu leisten hat, 

(g) das Datum, ab dem ein Anteilseigner kein Eigner der SPE mehr ist. 

2. Das Verzeichnis der Anteilseigner stellt den Nachweis der Echtheit der in Absatz 1 
Buchstaben a bis g genannten Angaben dar, sofern diese nicht anderweitig 
nachgewiesen ist.  

3. Das Verzeichnis der Anteilseigner samt aller Änderungen wird vom Leitungsorgan 
aufbewahrt und kann von den Anteilseignern oder Dritten auf Verlangen überprüft 
werden. 

Artikel 16 
Übertragung von Anteilen 

1. Vorbehaltlich des Artikels 27 kann ein Beschluss zur Einführung oder Änderung 
einer Beschränkung oder eines Verbots der Übertragung von Anteilen nur mit 
Zustimmung aller von dieser Einschränkung oder diesem Verbot betroffenen 
Anteilseigner gefasst werden.  

2. Alle Vereinbarungen über die Übertragung von Anteilen bedürfen der Schriftform. 

3. Wird dem Leitungsorgan eine Übertragung mitgeteilt, nimmt es den Anteilseigner 
umgehend in das in Artikel 15 genannte Verzeichnis auf, sofern diese Übertragung 
nach Maßgabe dieser Verordnung und der Satzung erfolgt ist und der Anteilseigner 
angemessen nachweist, dass er der rechtmäßige Eigentümer des Anteils ist. 

4. Vorbehaltlich des Absatzes 3 wird jede Übertragung wie folgt wirksam: 

(a) in Bezug auf die SPE an dem Tag, an dem der Anteilseigner der SPE die 
Übertragung mitteilt,  
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(b) in Bezug auf Dritte an dem Tag, an dem der Anteilseigner in das in Artikel 15 
genannte Verzeichnis aufgenommen wird.  

5. Eine Anteilsübertragung ist nur gültig, wenn sie mit dieser Verordnung und der 
Satzung in Einklang steht. Es gelten die Bestimmungen der anwendbaren 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zum Schutz von Personen, die Anteile in gutem 
Glauben erwerben. 

Artikel 17 
Ausschluss eines Anteilseigners 

1. Aufgrund eines Beschlusses der Anteilseigner kann das zuständige Gericht auf 
Antrag der SPE den Ausschluss eines Anteilseigners anordnen, wenn dieser den 
Interessen der SPE schwer geschadet hat oder sein Verbleib als Anteilseigner der 
Geschäftstätigkeit der SPE abträglich ist. Ein entsprechender Antrag bei Gericht wird 
innerhalb von 60 Kalendertagen nach dem Beschluss der Anteilseigner gestellt. 

2. Das Gericht entscheidet, ob als vorläufige Maßnahme die Stimm- und andere nicht 
geldliche Rechte dieses Anteilseigners bis zu einer endgültigen Entscheidung 
ausgesetzt werden sollten. 

3. Ordnet das Gericht den Ausschluss eines Anteilseigners an, so entscheidet es, ob 
dessen Anteile von den anderen Anteilseignern und/oder der SPE selbst zu 
übernehmen sind sowie über den Preis der Anteile.  

Artikel 18 
Ausscheiden eines Anteilseigners  

1. Ein Anteilseigner hat das Recht, aus der SPE auszuscheiden, wenn deren Geschäfte 
in einer Weise geführt werden oder wurden, die seinen Interessen aufgrund eines der 
nachstehenden Sachverhalte schwer schadet: 

(a) der SPE wurde ein erheblicher Teil ihrer Vermögenswerte entzogen,  

(b) der eingetragene Sitz der SPE wurde in einen anderen Mitgliedstaat verlagert, 

(c) die Geschäftsbereiche der SPE haben sich erheblich verändert, 

(d) es wurden mindestens drei Jahre lang keine Dividenden ausgeschüttet, obwohl 
die Finanzlage der SPE eine solche Ausschüttung erlaubt hätte. 

2. Der Anteilseigner teilt der SPE sein Ausscheiden unter Angabe von Gründen 
schriftlich mit. 

3. Nach Erhalt der in Absatz 2 genannten Mitteilung beantragt das Leitungsorgan der 
SPE umgehend einen Beschluss der Anteilseigner über die Übernahme der Anteile 
dieses Anteilseigners durch die anderen Anteilseigner oder die SPE selbst.  

4. Wenn die Anteilseigner der SPE innerhalb von 30 Kalendertagen nach Übermittlung 
der in Absatz 2 genannten Mitteilung keinen Beschluss gemäß Absatz 3 fassen oder 
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die vom Anteilseigner für sein Ausscheiden genannten Gründe nicht akzeptieren, 
teilt das Leitungsorgan dies dem Anteilseigner umgehend mit.  

5. Sollte über den Preis der Anteile keine Einigung erzielt werden können, wird ihr 
Wert von einem von den Parteien bestellten unabhängigen Sachverständigen 
bestimmt oder – sollte auch über den Sachverständigen keine Einigung erzielt 
werden können - vom zuständigen Gericht oder der zuständigen Verwaltungsbehörde 
festgesetzt. 

6. Auf Antrag eines Anteilseigners kann das zuständige Gericht, wenn es sich davon 
überzeugt hat, dass die Interessen des Anteilseigners schwer geschädigt wurden, die 
Übernahme seiner Anteile durch die anderen Anteilseigner oder die SPE selbst 
anordnen und die Zahlung des Anteilspreises verfügen.  

Ein entsprechender Antrag bei Gericht wird entweder innerhalb von 
60 Kalendertagen nach dem in Absatz 3 genannten Beschluss der Anteilseigner oder 
– sollte innerhalb von 30 Kalendertagen, nachdem der Anteilseigner sein 
Ausscheiden aus der SPE mitgeteilt hat, kein Beschluss gefasst worden sein – 
innerhalb von 60 Kalendertagen nach Ablauf dieser Frist gestellt. 

KAPITEL IV 
KAPITAL 

Artikel 19 
Gesellschaftskapital 

1. Unbeschadet des Artikels 42 lautet das Kapital der SPE auf Euro.  

2. Das Kapital der SPE wird in vollem Umfang gezeichnet. 

3. Die Anteile der SPE müssen bei Ausgabe nicht in voller Höhe bezahlt werden. 

4. Das Kapital der SPE beträgt mindestens 1 Euro. 

Artikel 20 
Für die Anteile zu entrichtendes Entgelt 

1. Die Anteilseigner müssen im Einklang mit der Satzung der SPE das vereinbarte 
Entgelt entweder bar entrichten oder die vereinbarte Sacheinlage leisten.  

2. Außer bei einer Herabsetzung des Gesellschaftskapitals können die Anteilseigner 
nicht ihrer Pflicht zur Entrichtung des vereinbarten Entgelts bzw. zur Leistung der 
vereinbarten Sacheinlage enthoben werden. 

3. Unbeschadet der Absätze 1 und 2 fällt die Verpflichtung der Anteilseigner für das 
gezahlte Entgelt bzw. die geleistete Sacheinlage unter das anwendbare 
innerstaatliche Recht. 



Drucksache 479/08 24 

Artikel 21  
Ausschüttungen 

1. Unbeschadet des Artikels 24 kann die SPE auf Vorschlag des Leitungsorgans eine 
Ausschüttung an die Anteilseigner vornehmen, sofern die Vermögenswerte der SPE 
nach dieser Ausschüttung ihre Schulden in vollem Umfang abdecken. Die SPE darf 
keine Rücklagen ausschütten, die ihrer Satzung zufolge nicht ausschüttungsfähig 
sind.  

2. Falls die Satzung dies vorschreibt, unterzeichnet das Leitungsorgan der SPE 
zusätzlich zur Einhaltung des Absatzes 1 vor einer Ausschüttung eine Erklärung, 
nachstehend „Solvenzbescheinigung“ genannt, in der bescheinigt wird, dass die SPE 
in dem auf die Ausschüttung folgenden Jahr in der Lage sein wird, ihre Schulden bei 
deren Fälligkeit im Rahmen ihrer normalen Geschäftstätigkeit zu begleichen. Den 
Anteilseignern wird diese Solvenzbescheinigung vor einem in Artikel 27 genannten 
Beschluss über die Ausschüttung vorgelegt.  

Die Solvenzbescheinigung wird veröffentlicht. 

Artikel 22  
Rückforderung von Ausschüttungen 

Jeder Anteilseigner, der Ausschüttungen erhalten hat, die nicht mit Artikel 21 in Einklang 
stehen, muss diese Ausschüttungen der SPE zurückerstatten, wenn diese nachweist, dass er 
über die Unregelmäßigkeit im Bilde war oder angesichts der Umstände darüber im Bilde hätte 
sein müssen.  

Artikel 23  
Eigene Anteile 

1. Die SPE zeichnet eigene Anteile weder direkt noch indirekt. 

2. Erwirbt die SPE eigene Anteile, so gelten die Artikel 21 und 22 entsprechend. Die 
SPE kann nur Anteile erwerben, die zur Gänze bezahlt sind. Die SPE verfügt stets 
über mindestens einen begebenen Anteil. 

3. Das Stimmrecht und andere nicht geldliche Rechte, die mit den eigenen Anteilen der 
SPE verbunden sind, werden ausgesetzt, solange die SPE die eingetragene 
Eigentümerin dieser Anteile ist.  

4. Löscht die SPE ihre eigenen Anteile, wird das Gesellschaftskapital entsprechend 
herabgesetzt.  

5. Anteile, die von der SPE unter Verletzung dieser Verordnung oder der Satzung 
erworben wurden, werden innerhalb eines Jahres nach ihrem Erwerb veräußert oder 
gelöscht. 

6. Vorbehaltlich des Absatzes 5 und der Satzung der SPE unterliegt die Löschung der 
Anteile dem geltenden innerstaatlichen Recht. 
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7. Für Anteile, die von einer Person zwar im eigenen Namen, aber für die SPE 
erworben wurden, gilt dieser Artikel entsprechend. 

Artikel 24 
Kapitalherabsetzung 

1. Bei einer Herabsetzung des Gesellschaftskapitals der SPE gelten die Artikel 21 und 
22 entsprechend. 

2. Nach Bekanntgabe eines Beschlusses der Anteilseigner, das Kapital der SPE 
herabzusetzen, können Gläubiger, deren Forderungen schon vor Bekanntgabe dieses 
Beschlusses bestanden, beim zuständigen Gericht die Anordnung beantragen, dass 
die SPE ihnen angemessene Sicherheiten liefert.  

Ein solcher Antrag wird innerhalb von 30 Kalendertagen nach Bekanntgabe des 
Beschlusses gestellt.  

3. Das Gericht kann die SPE nur zur Lieferung von Sicherheiten anweisen, wenn der 
Gläubiger glaubhaft nachweist, dass die Befriedigung seiner Forderungen durch die 
Kapitalherabsetzung in Gefahr ist und er von der SPE keine angemessenen 
Sicherheiten erhalten hat.  

4. Eine Kapitalherabsetzung wird wie folgt wirksam: 

(a) wenn die SPE zum Zeitpunkt der Beschlussfassung keine Gläubiger hat, zum 
Zeitpunkt des Beschlusses; 

(b) wenn die SPE zum Zeitpunkt der Beschlussfassung Gläubiger hat, von denen 
keiner innerhalb von dreißig Kalendertagen nach Bekanntgabe des Beschlusses 
der Anteilseigner einen Antrag gestellt hat, am einunddreißigsten Kalendertag 
nach der Bekanntgabe;  

(c) wenn die SPE zum Zeitpunkt der Beschlussfassung Gläubiger hat, von denen 
einer innerhalb von dreißig Kalendertagen nach Bekanntgabe des Beschlusses 
der Anteilseigner einen Antrag gestellt hat, am ersten Tag, an dem die SPE die 
Anweisung des zuständigen Gerichts zur Lieferung von Sicherheiten zur Gänze 
erfüllt hat, oder – sollte dies früher der Fall sein – am ersten Tag, an dem das 
Gericht in Bezug auf sämtliche Anträge entschieden hat, dass die SPE keine 
Sicherheiten zur Verfügung stellen muss.  

5. Dient eine Kapitalherabsetzung dem Ausgleich von Verlusten der SPE, darf der 
herabgesetzte Betrag ausschließlich zu diesem Zweck verwendet und kann nicht an 
die Anteilseigner ausgeschüttet werden.  

6. Eine Kapitalherabsetzung wird bekanntgemacht. 

7. Bei einer Kapitalherabsetzung ist die Gleichbehandlung aller Anteilseigner mit 
gleichhoher Beteiligung zu gewährleisten. 
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Artikel 25 
Abschlüsse 

1. Für die Erstellung, Vorlage, Prüfung und Veröffentlichung von Abschlüssen gelten 
für die SPE die Vorschriften des anwendbaren innerstaatlichen Rechts. 

2. Die Bücher der SPE werden vom Leitungsorgan geführt. Für die Buchführung der 
SPE gilt das anwendbare innerstaatliche Recht. 

KAPITEL V 
ORGANISATION DER SPE 

Artikel 26 
Allgemeine Bestimmungen 

1. Die SPE verfügt über ein Leitungsorgan, das für die Leitung der SPE verantwortlich 
ist. Das Leitungsorgan kann alle Befugnisse der SPE ausüben, sofern diese 
Verordnung oder die Satzung nicht vorschreiben, dass sie von den Anteilseignern 
auszuüben sind. 

2. Die Anteilseigner legen die Organisation der SPE vorbehaltlich dieser Verordnung 
fest. 

Artikel 27 
Beschlüsse der Anteilseigner 

1. Unbeschadet Absatz 2 werden zumindest die folgenden Fragen durch einen 
Mehrheitsbeschluss der Anteilseigner - so wie in der Satzung der SPE festgelegt - 
geregelt: 

(a) Änderung der an die Anteile gebundenen Rechte;  

(b) Ausschluss eines Anteilseigners; 

(c) Ausscheiden eines Anteilseigners; 

(d) Genehmigung des Jahresabschlusses;  

(e) Ausschüttung an die Anteilseigner; 

(f) Erwerb eigener Anteile; 

(g) Rückkauf von Anteilen; 

(h) Erhöhung des Gesellschaftskapitals; 

(i) Herabsetzung des Gesellschaftskapitals; 

(j) Ernennung und Entlassung von Mitgliedern der Unternehmensleitung 
und ihre Mandatszeit; 
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(k) sofern die SPE einen Abschlussprüfer hat, Bestellung und Entlassung 
des Abschlussprüfers; 

(l) Verlegung des eingetragenen Sitzes der SPE in einen anderen 
Mitgliedstaat; 

(m) Umwandlung der SPE; 

(n) Verschmelzungen und Spaltungen; 

(o) Auflösung; 

(p) Änderungen der Satzung, die nicht die unter Buchstabe a bis o 
genannten Punkte betreffen. 

2. Beschlüsse zu den in Absatz 1 Buchstabe a, b, c, i, l, m, n, o und p genannten 
Punkten werden mit qualifizierter Mehrheit gefasst. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 darf die qualifizierte Mehrheit nicht weniger als 
zwei Drittel der gesamten Stimmrechte betragen, die an die von der SPE 
ausgegebenen Anteile gebunden sind.  

3. Die Annahme von Beschlüssen ist nicht an die Einberufung einer 
Hauptversammlung gebunden. Das Leitungsorgan übermittelt allen Anteilseignern 
die Beschlussvorlagen zusammen mit ausreichenden Informationen, so dass sie eine 
Entscheidung in voller Kenntnis der Sachlage treffen können. Die Beschlüsse sind 
schriftlich aufzuzeichnen. Jeder Anteilseigner erhält Kopien der gefassten 
Beschlüsse.  

4. Die Beschlüsse der Anteilseigner stehen mit dieser Verordnung und der Satzung der 
SPE im Einklang.  

Die Rechte der Anteilseigner auf Anfechtung der Beschlüsse unterliegen dem 
anwendbaren nationalen Recht. 

5. Hat die SPE lediglich einen Anteilseigner, nimmt er die in dieser Verordnung und in 
der Satzung der SPE festgelegten Rechte der Anteilseigner der SPE wahr und erfüllt 
ihre Verpflichtungen.  

6. Beschlüsse zu den in Absatz 1 genannten Punkten sind bekannt zu machen.  

7. Die Beschlüsse können wie folgt als Grundlage herangezogen werden: 

(a) in Bezug auf die Anteilseigner, das Leitungsorgan der SPE und ihr 
Aufsichtsorgan, falls vorhanden, ab dem Tag ihrer Annahme, 

(b) in Bezug auf Dritte im Rahmen der Bestimmungen des anwendbaren 
nationalen Rechts, mit dem Artikel 3 Absatz 5, 6 und 7 der Richtlinie 
68/151/EWG umgesetzt wurde. 
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Artikel 28 
Informationsrechte der Anteilseigner 

1. Die Anteilseigner haben das Recht, in Bezug auf Beschlüsse, den Jahresabschluss 
und sonstige Angelegenheiten im Zusammenhang mit den Tätigkeiten der SPE 
ordnungsgemäß unterrichtet zu werden und einschlägige Fragen an das 
Leitungsorgan der SPE zu stellen.  

2. Das Leitungsorgan kann den Zugang zu Informationen nur dann verweigern, wenn 
dieser den Geschäftsinteressen der SPE ernsthaft abträglich sein könnte. 

Artikel 29 
Recht auf Beantragung eines Beschluss und auf Bestellung eines unabhängigen 

Sachverständigen 

1. Anteilseigner, die 5 % der an die Anteile der SPE gebundenen Stimmrechte besitzen, 
sind berechtigt, das Leitungsorgan um die Ausarbeitung einer Beschlussvorlage für 
die Anteilseigner zu bitten.  

In dem Antrag müssen die Gründe für einen derartigen Beschluss und die darin zu 
behandelnden Fragen dargelegt werden.  

Wird der Antrag abgelehnt oder legt das Leitungsorgan innerhalb von 
14 Kalendertagen nach Erhalt des Antrags keine Beschlussvorlage vor, können die 
betreffenden Anteilseigner den anderen Anteilseignern eine Beschlussvorlage für die 
besagten Themen übermitteln. 

2. Im Falle des Verdachts auf einen schwerwiegenden Verstoß gegen die 
Rechtsvorschriften oder die Satzung der SPE sind Anteilseigner, die 5 % der an die 
Anteile der SPE gebundenen Stimmrechte besitzen, berechtigt, das zuständige 
Gericht bzw. die zuständige Verwaltungsbehörde um die Bestellung eines 
unabhängigen Sachverständigen zu bitten, der Nachforschungen anstellt und den 
Anteilseignern über deren Ergebnisse berichtet.  

Der Sachverständige hat Zugang zu den Unterlagen und Aufzeichnungen der SPE 
und kann vom Leitungsorgan Informationen anfordern. 

3. Die Satzung kann die in Absatz 1 und 2 genannten Rechte auch einzelnen 
Anteilseignern oder Anteilseignern gewähren, die weniger als 5 % der an die Anteile 
der SPE gebundenen Stimmrechte besitzen. 

Artikel 30 
Mitglieder der Unternehmensleitung 

1. Nur eine natürliche Person kann Mitglied der Unternehmensleitung einer SPE sein. 

2. Eine Person, die als Mitglied der Unternehmensleitung agiert, ohne offiziell dazu 
bestellt zu sein, wird als ein Mitglied der Unternehmensleitung angesehen, das allen 
Pflichten und der Verantwortung eines solchen Mitglieds nachzukommen hat. 
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3. Eine Person, die den nationalen Rechtsvorschriften zufolge aufgrund eines Gerichts- 
oder Verwaltungsurteils eines Mitgliedstaats für die Ausübung der Aufgabe eines 
Mitglieds der Unternehmensleitung als ungeeignet erklärt wurde, kann nicht als 
Mitglied der Unternehmensleitung einer SPE tätig werden.  

4. Die Erklärung der mangelnden Eignung einer Person als Mitglied der 
Unternehmensleitung einer SPE fällt unter das anwendbare nationale Recht.  

Artikel 31 
Allgemeine Pflichten und allgemeine Verantwortung von Mitgliedern der 

Unternehmensleitung 

1. Ein Mitglied der Unternehmensleitung ist verpflichtet, im bestmöglichen Interesse 
der SPE zu handeln. Es handelt mit der Sorgfalt und der Eignung, die 
vernünftigerweise für die Ausübung der Tätigkeit gefordert werden können. 

2. Die Mitglieder der Unternehmensleitung stehen der SPE gegenüber in der Pflicht. 

3. Vorbehaltlich der Satzung der SPE vermeidet ein Mitglied der Unternehmensleitung 
jede Situation, von der vernünftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass sie 
zu einem aktuellen oder potenziellen Interessenkonflikt zwischen seinen 
persönlichen Interessen und den Interessen der SPE bzw. zwischen seinen 
Verpflichtungen gegenüber SPE und seiner Pflicht gegenüber anderen juristischen 
oder natürlichen Personen führt.  

4. Ein Mitglied der Unternehmensleitung einer SPE ist dem Unternehmen gegenüber 
für jede Handlung oder unterlassene Handlung verantwortlich, die gegen seine 
Pflichten infolge dieser Verordnung, der Satzung der SPE oder infolge eines 
Beschlusses der Anteilseigner verstößt und der SPE einen Verlust oder einen 
Schaden verursacht. Wurde ein derartiger Verstoß von mehr als einem Mitglied der 
Unternehmensleitung begangen, haften alle betreffenden Mitglieder der 
Unternehmensleitung gesamtschuldnerisch.  

5. Unbeschadet dieser Verordnung fällt die Haftung der Mitglieder der 
Unternehmensleitung unter das anwendbare nationale Recht.  

Artikel 32 
Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Personen 

Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Personen fallen unter die Vorschriften des 
anwendbaren nationalen Rechts zur Umsetzung der Richtlinien 78/660/EWG26 und 
83/349/EWG27des Rates. 

                                                 
26 ABl. L 222 vom 14.8.1978, S. 11. 
27 ABl. L 193 vom 18.7.1983, S. 1. 
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Artikel 33 
Vertretung der SPE gegenüber Dritten 

1. Die SPE wird gegenüber Dritten durch ein oder mehrere Mitglied(er) der 
Unternehmensleitung vertreten. Handlungen der Mitglieder der Unternehmensleitung 
sind für die SPE verbindlich, auch wenn sie nicht zu den Gegenständen der SPE 
gehören.  

2. In der Satzung der SPE kann vorgeschrieben werden, dass Mitglieder der 
Unternehmensleitung ihre allgemeine Vertretungsbefugnis gemeinsam 
wahrzunehmen haben. Jede weitere Beschränkung der Befugnisse der Mitglieder der 
Unternehmensleitung infolge der Satzung, eines Beschlusses der Anteilseigner oder 
einer Entscheidung des Leitungs- oder, falls vorhanden, des Aufsichtsorgans kann 
gegenüber Dritten nicht geltend gemacht werden, selbst wenn sie bekannt gemacht 
wurde.  

3. Die Mitglieder der Unternehmensleitung können das Recht auf Vertretung der SPE 
im Sinne der Satzung entsprechend delegieren. 

KAPITEL VI 
ARBEITNEHMERMITBESTIMMUNG 

Artikel 34 
Allgemeine Bestimmungen 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Artikels unterliegt die SPE den Regeln für 
Arbeitnehmermitbestimmung, die, falls vorhanden, in dem Mitgliedstaat anwendbar 
sind, in dem die SPE ihren eingetragenen Sitz hat. 

2. Im Falle der Verlegung des eingetragenen Sitzes einer SPE findet Artikel 38 
Anwendung.  

3. Im Falle einer grenzübergreifenden Verschmelzung einer SPE mit einer in einem 
anderen Mitgliedstaat eingetragenen SPE oder sonstigen Gesellschaft finden die 
Vorschriften der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Richtlinie 2005/56/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates28 Anwendung. 

                                                 
28 ABl. L 310 vom 25.11.2005, S. 1. 
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KAPITEL VII 
VERLEGUNG DES EINGETRAGENEN SITZES DER SPE 

Artikel 35 
Allgemeine Bestimmungen 

1. Der eingetragene Sitz einer SPE kann im Einklang mit diesem Kapitel in einen 
anderen Mitgliedstaat verlegt werden.  

Die Verlegung des eingetragenen Sitzes einer SPE führt nicht zur Liquidation der 
SPE oder einer Unterbrechung bzw. einem Verlust ihrer Rechtspersönlichkeit. Auch 
beeinträchtigt sie nicht die aus einem vor der Verlegung mit der SPE 
abgeschlossenen Vertrag herrührenden Rechte oder Verpflichtungen. 

2. Absatz 1 findet nicht auf SPEs Anwendung, gegen die ein Verfahren wegen 
Auflösung, Liquidation, Insolvenz oder Zahlungseinstellung läuft oder gegen die von 
Seiten der zuständigen Behörden Präventivmaßnahmen zur Vermeidung der 
Einleitung derartiger Verfahren ergriffen wurden.  

3. Eine Verlegung wird zum Zeitpunkt der Registrierung der SPE in dem 
Aufnahmemitgliedstaat gültig. Ab diesem Zeitpunkt wird die SPE in Bezug auf die 
unter Artikel 4 Absatz 2 genannten Punkte vom Recht des Aufnahmemitgliedstaats 
reguliert.  

4. Für die Zwecke von Gerichts- oder Verwaltungsverfahren, die vor der Verlegung des 
eingetragenen Sitzes eingeleitet wurden, wird die SPE nach der Registrierung gemäß 
Absatz 3 als ihren eingetragenen Sitz im Herkunftsmitgliedstaat habend angesehen.  

Artikel 36 
Verlegungsverfahren 

1. Das Leitungsorgan einer SPE, das eine Verlegung plant, erstellt einen Vorschlag für 
eine Verlegung, der zumindest die folgenden Angaben enthält: 

(a) Name der SPE und Anschrift des eingetragenen Sitzes im 
Herkunftsmitgliedstaat; 

(b) Name der SPE und Anschrift des vorgeschlagenen eingetragenen 
Sitzes im Aufnahmemitgliedstaat; 

(c) vorgeschlagene Satzung für die SPE im Aufnahmemitgliedstaat; 

(d) vorgeschlagener Zeitplan für die Verlegung; 

(e) vorgeschlagener Termin, ab dem die Geschäfte der SPE unter 
Rechnungslegungsaspekten als im Aufnahmemitgliedstaat getätigt 
angesehen werden; 
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(f) Folgen der Verlegung für die Arbeitnehmer und für diese 
vorgeschlagene Maßnahmen;  

(g) gegebenenfalls detaillierte Informationen über die Verlegung der 
Hauptverwaltung oder der Hauptniederlassung der SPE. 

2. Mindestens einen Monat vor der Fassung des in Absatz 4 genannten Beschlusses der 
Anteilseigner wird das Leitungsorgan der SPE  

(a) den Anteilseignern und den Arbeitnehmervertretern bzw. für den Fall, 
dass derlei Vertreter nicht vorhanden sind, den Arbeitnehmern und 
den Gläubigern der SPE den Vorschlag für die Verlegung zur Prüfung 
vorlegen; 

(b) den Vorschlag für die Verlegung bekannt machen. 

3. Das Leitungsorgan der SPE erstellt einen Bericht für die Anteilseigner, in dem die 
rechtlichen und wirtschaftlichen Aspekte der vorgeschlagenen Verlegung erläutert 
und begründet und die Auswirkungen der Verlegung für die Anteilseigner, die 
Gläubiger sowie die Arbeitnehmer im Einzelnen dargelegt werden. Der Bericht ist 
den Anteilseignern und den Arbeitnehmervertretern bzw. für den Fall, dass derlei 
Vertreter nicht vorhanden sind, den Arbeitnehmern selbst zusammen mit dem 
Vorschlag für die Verlegung vorzulegen. 

Wird das Leitungsorgan rechtzeitig über die Haltung der Arbeitnehmervertreter zur 
Verlegung unterrichtet, informiert es die Anteilseigner darüber. 

4. Der Vorschlag für die Verlegung wird den Anteilseignern gemäß den Bestimmungen 
der Satzung der SPE betreffend die Änderung der Satzung zur Genehmigung 
vorgelegt.  

5. Wird in der SPE eine Form der Arbeitnehmermitbestimmung praktiziert, können sich 
die Anteilseigner das Recht vorbehalten, die Durchführung der Verlegung an ihre 
ausdrückliche Verabschiedung der Vereinbarungen über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Aufnahmemitgliedstaat zu knüpfen. 

6. Der Schutz von Minderheitsanteilseignern, die sich der Verlegung widersetzen, und 
von Gläubigern der SPE fällt unter die Rechtsvorschriften des 
Herkunftsmitgliedstaats. 

Artikel 37 
Überprüfung der Rechtsgültigkeit der Verlegung 

1. Jeder Mitgliedstaat benennt eine zuständige Behörde, die die Rechtsgültigkeit der 
Verlegung durch Überprüfung der Einhaltung des in Artikel 36 genannten 
Verlegungsverfahrens zu kontrollieren hat.  

2. Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats prüft unverzüglich, ob die 
Bestimmungen von Artikel 36 eingehalten wurden. Wenn dies der Fall ist, stellt sie 
eine Bescheinigung aus, in der bestätigt wird, dass alle Formalitäten des 
Verlegungsverfahrens im Herkunftsmitgliedstaat eingehalten wurden.  



 33 Drucksache 479/08 

3. Binnen eines Monats nach Erhalt der in Absatz 2 genannten Bescheinigung legt die 
SPE der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaats die folgenden Unterlagen 
vor: 

(a) die in Absatz 2 genannte Bescheinigung;  

(b) die vorgeschlagene Satzung für die SPE im Aufnahmemitgliedstaat, 
so wie sie von den Anteilseignern genehmigt wurde;  

(c) den Vorschlag für die Verlegung in der von den Anteilseignern 
genehmigten Form.  

Diese Unterlagen dürften zur Eintragung der SPE im Aufnahmemitgliedstaat 
ausreichend sein.  

4. Die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats überprüft binnen 
14 Kalendertagen nach Erhalt der in Absatz 3 genannten Unterlagen, ob die 
inhaltlichen und formalen Bedingungen für die Verlegung des eingetragenen Sitzes 
erfüllt sind. Wenn dies der Fall ist, ergreift sie die zur Eintragung der SPE 
erforderlichen Maßnahmen.  

5. Die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats kann die Eintragung einer SPE 
nur dann verweigern, wenn die SPE nicht alle inhaltlichen oder formalen 
Bedingungen im Sinne dieses Kapitels erfüllt. Die SPE wird eingetragen, wenn sie 
alle in diesem Kapitel genannten Bedingungen erfüllt hat. 

6. Unter Verwendung des Meldeformulars in Anhang II meldet die zuständige Behörde 
des Aufnahmemitgliedstaats der für die Streichung der SPE aus dem 
Herkunftslandregister zuständigen Behörde die Eintragung der SPE im 
Aufnahmemitgliedstaat.  

Die Streichung aus dem Register hat unmittelbar nach Erhalt der Meldung zu 
erfolgen, die allerdings abzuwarten ist. 

7. Eintragungen im Aufnahmemitgliedstaat und Streichungen aus dem Register des 
Herkunftsmitgliedstaats sind bekannt zu machen. 

Artikel 38 
Vereinbarungen über die Mitbestimmung von Arbeitnehmern 

1. In Bezug auf Vereinbarungen über die Mitbestimmung von Arbeitnehmern unterliegt 
die SPE ab dem Zeitpunkt ihrer Eintragung den geltenden Bestimmungen im 
Aufnahmemitgliedstaat.  

2. Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn die Arbeitnehmer der SPE im 
Herkunftsmitgliedstaat mindestens ein Drittel der Gesamtarbeitnehmer der SPE 
einschließlich Tochtergesellschaften oder Zweigniederlassungen der SPE in einem 
anderen Mitgliedstaat ausmachen und eine der nachfolgend genannten Bedingungen 
erfüllt ist: 
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(a) die Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats schreiben nicht 
mindestens dasselbe Maß an Mitbestimmung wie bei der SPE im 
Herkunftsmitgliedstaat vor ihrer Eintragung im 
Aufnahmemitgliedstaat vor. Das Maß der 
Arbeitnehmermitbestimmung ist durch Bezugnahme auf den Anteil 
von Arbeitnehmervertretern unter den Mitgliedern des Verwaltungs- 
oder des Aufsichtsorgans oder ihrer Ausschüsse bzw. der Gruppe zu 
messen, die die Gewinn erwirtschaftenden Einheiten der SPE leitet, 
sofern eine Vertretung der Arbeitnehmer vorhanden ist; 

(b) die Rechtsvorschriften des Aufnahmemitgliedstaats gewähren den 
Arbeitnehmern von Einrichtungen der SPE, die in anderen 
Mitgliedstaaten belegen sind, nicht den gleichen Anspruch auf 
Ausübung von Mitbestimmungsrechten wie diese ihn vor der 
Verlegung besaßen. 

3. Ist eine der in Absatz 2 Buchstabe a oder b genannten Bedingungen erfüllt, ergreift 
das Leitungsorgan der SPE baldmöglichst nach Bekanntgabe des Vorschlags für die 
Verlegung die erforderlichen Maßnahmen, um Verhandlungen mit den Vertretern der 
Arbeitnehmer der SPE aufzunehmen und eine Vereinbarung über die Modalitäten der 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer zu erzielen.  

4. In der Vereinbarung zwischen dem Leitungsorgan der SPE und den 
Arbeitnehmervertretern wird Folgendes angegeben: 

(a) Geltungsbereich der Vereinbarung; 

(b) der Inhalt einer Vereinbarung über die Mitbestimmung für den Fall, 
dass die Parteien im Laufe der Verhandlungen beschließen, eine 
solche Vereinbarung in der SPE nach der Verlegung einzuführen, 
einschließlich (gegebenenfalls) der Zahl der Mitglieder des 
Verwaltungs- oder des Aufsichtsorgans der SPE, welche die 
Arbeitnehmer wählen oder bestellen können oder deren Bestellung sie 
empfehlen oder ablehnen können, der Verfahren, nach denen die 
Arbeitnehmer diese Mitglieder wählen oder bestellen oder deren 
Bestellung empfehlen oder ablehnen können, und der Rechte dieser 
Mitglieder; 

(c) der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vereinbarung und ihre Laufzeit 
sowie die Fälle, in denen die Vereinbarung neu ausgehandelt werden 
sollte, und das bei ihrer Neuaushandlung anzuwendende Verfahren. 

5. Die Verhandlungen sind auf einen Zeitraum von sechs Monaten zu begrenzen. Die 
Parteien können sich darauf einigen, die Verhandlungen über diesen Zeitraum hinaus 
um weitere sechs Monate zu verlängern. Ansonsten fallen die Verhandlungen unter 
das Recht des Herkunftsmitgliedstaats. 

6. Sollte keine Einigung erzielt werden, werden die Vereinbarungen über die 
Mitbestimmung im Herkunftsmitgliedstaat beibehalten. 
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KAPITEL VIII 
UMSTRUKTURIERUNG, AUFLÖSUNG UND UNGÜLTIGKEIT 

Artikel 39 
Umstrukturierung  

Die Umwandlung, Verschmelzung und Spaltung der SPE unterliegt dem anwendbaren 
nationalen Recht. 

Artikel 40  
Auflösung  

1. Die SPE kann bei Eintreten der folgenden Umstände aufgelöst werden: 

(a) Ablauf des Zeitraums, für den sie gegründet wurde; 

(b) Beschluss der Anteilseigner; 

(c) Fälle, die im anwendbaren nationalen Recht festgeschrieben sind. 

2. Die Auflösung unterliegt dem anwendbaren nationalen Recht.  

3. Liquidation, Insolvenz, Zahlungseinstellung oder vergleichbare Verfahren 
unterliegen dem anwendbaren nationalen Recht sowie der Verordnung (EG) Nr. 
1346/2000 des Rates29. 

4. Die Auflösung der SPE ist bekannt zu geben. 

Artikel 41  
Ungültigkeit 

Die Ungültigkeit der SPE unterliegt dem anwendbaren nationalen Recht, mit dem Artikel 11 
Absatz 1 Buchstabe a, b, c und e der Richtlinie 68/151/EWG umgesetzt wurde mit Ausnahme 
des Verweises in Buchstabe c von Artikel 11 Absatz 2 und Artikel 12 dieser Richtlinie auf 
den Gegenstand des Unternehmens. 

KAPITEL IX 
ZUSÄTZLICHE BESTIMMUNGEN UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

Artikel 42 
Verwendung der Landeswährung 

1. Mitgliedstaaten, in denen die dritte Phase der Wirtschafts- und Währungsunion 
(WWU) keine Anwendung findet, können SPEs mit eingetragenem Sitz in ihrem 

                                                 
29 ABl. L 160 vom 30.6.2000, S. 1. 
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Hoheitsgebiet bitten, ihr Kapital in nationaler Währung anzugeben. Eine SPE kann 
ihr Kapital auch in Euro angeben. Als Umrechnungskurs nationale Währung/ Euro 
wird der Kurs zugrunde gelegt, der am letzten Tag des Monats vor der Eintragung 
der SPE galt. 

2. Eine SPE kann ihren Jahresabschluss und gegebenenfalls ihren konsolidierten 
Abschluss in den Mitgliedstaaten, in denen in die dritte Phase der Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) keine Anwendung findet, in Euro erstellen. Diese 
Mitgliedstaaten können der SPE allerdings auch vorschreiben, ihren Jahresabschluss 
und gegebenenfalls ihren konsolidierten Abschluss gemäß dem anwendbaren 
nationalen Recht in der nationalen Währung zu erstellen. 

KAPITEL X 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 43 
Wirksame Anwendung 

Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Vorkehrungen, um das Wirksamwerden dieser 
Verordnung zu gewährleisten. 

Artikel 44 
Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen die Regeln für Sanktionen bei Verstößen gegen die Bestimmungen 
dieser Verordnung fest und treffen die erforderlichen Maßnahmen für deren Anwendung. 
Diese Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften bis spätestens 1. Juli 2010 mit und 
unterrichten sie unverzüglich über alle späteren Änderungen dieser Vorschriften.  

Artikel 45 
Meldung von Gesellschaften mit beschränkter Haftung  

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis spätestens 1. Juli 2010 die Form von in Artikel 
4 Absatz 2 genannten Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit.  

Die Kommission veröffentlicht die Angaben im Amtsblatt der Europäischen Union. 

Artikel 46 
Verpflichtungen der für die Register zuständigen Behörden 

1. Die für die Führung der in Artikel 9 Absatz 1 genannten Register zuständigen 
Behörden teilen der Kommission vor dem 31. März jeden Jahres den Namen, den 
eingetragenen Sitz und die Registernummer der SPEs mit, die im Vorjahr im 
Register eingetragen bzw. aus diesem gestrichen wurden, sowie die Gesamtzahl der 
eingetragenen SPEs. 
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2. Die in Absatz 1 genannten Behörden arbeiten zusammen, um sicherzustellen, dass 
die in Artikel 10 Absatz 2 aufgelisteten Urkunden und Angaben der SPEs auch über 
die Register aller anderen Mitgliedstaaten zugänglich sind.  

Artikel 47 
Überprüfung 

Die Kommission überprüft die Anwendung dieser Verordnung spätestens bis zum 30. Juni 
2015. 

Artikel 48 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Juli 2010. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am  

 In Namen des Rates 
 Der Präsident 
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ANHANG I 

Die Satzung einer SPE muss zumindest Folgendes regeln: 

Kapitel lI - Gründung 

– Name der SPE; 

– Name und Anschrift der Gründungsgesellschafter der SPE und Nennwert bzw. rechnerische Pariwert der von 
den Anteilseignern gehaltenen Anteile; 

– Gründungskapital der SPE. 

Kapitel III - Anteile 

– Angabe, ob eine Unterteilung, Konsolidierung oder Neudenominierung der Anteile statthaft ist und etwaige 
anwendbare Bestimmungen;  

– geldliche und nicht geldliche an die Anteile (Anteilskategorien) gebundene Rechte und Verpflichtungen, 
insbesondere  

– a) Beteiligung am Vermögen und an den Gewinnen des Unternehmens, falls vorhanden;  

– b) an die Anteile der SPE gebundene Stimmrechte, falls vorhanden;  

– Verfahren zur Genehmigung etwaiger Änderungen der an die Anteile (Anteilskategorien) gebundenen Rechte 
und Verpflichtungen und vorbehaltlich Artikel 14 Absatz 3 erforderliche Mehrheit der Stimmrechte;  

– etwaige Bezugsrechte entweder bei Emission oder bei Übertragung der Anteile, falls vorhanden, und etwaige 
anwendbare Bestimmungen; 

– Angabe, ob die Übertragung der Anteile eingeschränkt oder verboten ist, Einzelheiten der Einschränkung 
oder des Verbots, insbesondere die Form, die Frist, das anwendbare Verfahren und die im Falle des Todes 
oder der Auflösung eines Anteilseigners anwendbaren Regeln; 

– Angabe, ob die Zustimmung zur Übertragung der Anteile seitens der SPE oder der Anteilseigner erforderlich 
ist oder ob die SPE oder die Anteilseigner bei der Übertragung der Anteile sonstige Rechte erhalten (z.B. 
Recht auf eine erste Ablehnung) und Angabe der Frist, binnen derer der Übertragende über den Beschluss zu 
informieren ist; 

– Angabe, ob die Anteilseigner über Artikel 17 hinaus das Recht haben, von anderen Anteilseignern die 
Veräußerung ihrer Anteile zu verlangen und etwaige anwendbare Bestimmungen;  

– Angabe, ob die Anteilseigner über Artikel 18 hinaus das Recht haben, ihre Anteile an andere Anteilseigner 
oder die SPE zu veräußern und etwaige anwendbare Bestimmungen.  
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Kapitel IV – Kapital 

– Angabe des Geschäftsjahres der SPE und der Art und Weise möglicher Änderungen; 

– Angabe, ob die SPE gehalten ist, Rücklagen zu bilden, und wenn ja, Angabe der Art der Rücklage, der 
Umstände, unter denen sie zu bilden ist und ob sie ausschüttungsfähig ist; 

– Angabe, ob Sacheinlagen durch einen unabhängigen Sachverständigen zu bewerten sind und Angabe 
etwaiger Formalitäten, die diesbezüglich eingehalten werden müssen; 

– Angabe des Zeitpunkts, zu dem die Zahlung oder die Bereitstellung des Entgelts zu erfolgen hat und Angabe 
der Bedingungen, die an eine derartige Zahlung oder Bereitstellung gebunden sind; 

– Angabe der Tatsache, ob die SPE in der Lage ist oder nicht, finanzielle Unterstützung zu leisten, indem sie 
insbesondere Mittel vorstreckt, Darlehen vergibt oder Garantien schafft, wenn es um den Erwerb von 
Anteilen seitens eines Dritten geht;  

– Angabe, ob Zwischendividenden gezahlt werden können und etwaige anwendbare Bestimmungen;  

– Angabe, ob das Leitungsorgan gehalten ist, vor einer Ausschüttung eine Solvenzbescheinigung zu 
unterzeichnen und etwaige anwendbare Bestimmungen; 

– Angabe des Verfahrens, das die SPE befolgen muss, um eine rechtswidrige Ausschüttung rückgängig zu 
machen; 

– Angabe der Tatsache, ob der Erwerb eigener Anteile zulässig ist, und wenn ja, Angabe des zu befolgenden 
Verfahrens, einschließlich der Bedingungen, unter denen die Anteile gehalten, übertragen oder annulliert 
werden können;  

– Angabe des Verfahrens für die Erhöhung, Herabsetzung oder sonstige Änderung des Gesellschaftskapitals 
und der etwaigen anwendbaren Bestimmungen. 

Kapitel V - Organisation der SPE 

– Angabe der Methode zur Annahme von Beschlüssen der Anteilseigner;  

– vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Verordnung Angabe der zur Verabschiedung von Beschlüssen der 
Anteilseigner erforderlichen Mehrheit;  

– Angabe der von den Anteilseignern zu verabschiedenden Beschlüsse (zusätzlich zu den in Artikel 27 Absatz 
1 genannten), der Beschlussfähigkeit und der erforderlichen Stimmrechtsmehrheit; 

– vorbehaltlich der Artikel 21, 27 und 29, Angabe der Regeln für die Vorlage von Beschlüssen;  

– Angabe der Zeitspanne und der Art und Weise, binnen derer bzw. auf die die Anteilseigner über Vorschläge 
für Beschlüsse der Anteilseigner zu informieren sind und Angabe von Hauptversammlungen, sofern in der 
Satzung Hauptversammlungen vorgesehen sind;  

– Angabe der Art und Weise, auf die sich Anteilseigner den Text eines vorgeschlagenen Beschlusses der 
Anteilseigner und im Zusammenhang mit der Verabschiedung des Beschlusses stehende 
Vorbereitungsunterlagen beschaffen können;  

– Angabe der Art und Weise, auf die Kopien verabschiedeter Beschlüsse den Anteilseignern zur Verfügung 
gestellt werden; 

– sofern in der Satzung die Annahme einiger oder aller Beschlüsse auf einer Hauptversammlung vorgesehen 
ist, Angabe der Art und Weise der Einberufung der Hauptversammlung, der Arbeitsmethoden und der Regeln 
für die Abstimmung per Stimmrechtsvertretung; 
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– Angabe des Verfahrens und der Fristen für die SPE, auf Anfragen der Anteilseigner nach Informationen, die 

Gewährung des Zugangs zu Unterlagen der SPE und nach Bekanntgabe von Beschlüssen, die von den 
Anteilseignern verabschiedet wurden; 

– Angabe, ob sich das Leitungsorgan der SPE aus einem oder mehreren Mitgliedern der Unternehmensleitung, 
einem Leitungsgremium (dualistisches System) oder Verwaltungsgremium (monistisches System) 
zusammensetzt; 

– im Falle eines Verwaltungsgremiums (monistisches System) Angabe seiner Zusammensetzung und seiner 
Organisation; 

– im Falle eines Leitungsgremiums (dualistisches System) Angabe seiner Zusammensetzung und seiner 
Organisation; 

– im Falle eines Leitungsgremiums (dualistisches System) oder eines oder mehrerer Mitglieder der 
Unternehmensleitung Angabe, ob die SPE ein Aufsichtsorgan hat und wenn ja, Angabe seiner 
Zusammensetzung und seiner Beziehung zum Leitungsorgan; 

– Angabe etwaiger Auswahlkriterien für Mitglieder der Unternehmensleitung; 

– Angabe des Verfahrens für die Bestellung und die Abberufung von Mitgliedern der Unternehmensleitung;  

– Angabe der Tatsache, ob die SPE einen Abschlussprüfer hat und ob die Satzung vorsieht, dass die SPE einen 
solchen Abschlussprüfer haben sollte, das Verfahren für seine Bestellung, seine Abberufung und seinen 
Rücktritt; 

– Angabe etwaiger sonstiger spezifischer Aufgaben von Mitgliedern der Unternehmensleitung, die nicht in 
dieser Verordnung genannt werden;  

– Angabe, ob Situationen, die einen durch einen Mitglied der Unternehmensleitung verursachten aktuellen oder 
potenziellen Interessenkonflikt beinhalten, zugelassen werden können und wenn ja, Angabe der Person, die 
einen solchen Konflikt zulassen kann und Angabe der anwendbaren Bestimmungen und Verfahren für die 
Zulassung eines solchen Konflikts; 

– Angabe, ob die in Artikel 32 genannten Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Personen genehmigt 
werden müssen und Angabe der anwendbaren Bestimmungen; 

– Angabe der Regeln für die Vertretung der SPE durch das Leitungsorgan, insbesondere der Tatsache, ob die 
Mitglieder der Unternehmensleitung berechtigt sind, die SPE gemeinsam oder allein zu vertreten und ob 
dieses Recht delegiert werden kann;  

– Angabe der Regeln für die Delegierung der Befugnisse des Leitungsorgans an eine andere Person. 
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ANHANG ΙΙ 

MELDEFORMULAR FÜR DIE REGISTRIERUNG DER VERLEGUNG DES 
EINGETRAGENEN SITZES EINER SPE  

MITTEILUNG 

der Registrierung der Verlegung des eingetragenen Sitzes einer Europäischen 
Privatgesellschaft (SPE) 

[Name und Anschrift des neuen Registers/ der zuständigen Behörde] 

unterrichtet hiermit 

[Name und Anschrift des alten Registers/ der zuständigen Behörde], 

dass die folgende Verlegung des eingetragenen Sitzes einer SPE in das Register 
aufgenommen wurde: 

[Name der SPE] 

[Neuer eingetragener Sitz der SPE] 

[Neue Registernummer] 

[Datum der Registrierung der Sitzverlegung] 

Im Einklang mit der Verordnung …über das Statut der Europäischen Privatgesellschaft 
wird die folgende SPE aus ihrem alten Register nach Erhalt dieser Meldung gestrichen: 

[Name der SPE] 

[Alter eingetragener Sitz der SPE] 

[Alte Registernummer] 

Geschehen zu am […] 

 [unterzeichnet] 
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